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Biertelfährigen Abonnementspreis in Bredlau ? Thlr., außerhalb incl. 
i für den Raum einer 


Porto 2 Thlr. 15 Sgr. Inſertionsgebühr 


Sgt. 
fünftheiligen Zelle in Veniſchrt 14% Sgr. 


Nr. 26. Mittag⸗Ausgabe. 


Deut ſchland. 
0. K. C. Candtags⸗ Verhandlungen. 
Berlin, 15. Januar. 
52. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten. 

Eröffnung 10% Uhr. Die Tribünen ſind ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch: Miniſter Graf zur Lippe und mehrere Regierungs⸗Commiſſarien. 

Präſident v. Forckenbeck theilt mit, daß der Abg. Mall mann neu in 
das Haus eingetreten iſt. — Eine von einem Herrn Bürgermeiſter Schmidt 
und Wenoſſen, eingegangene telegraphiſche Depeſche üverweiſt der Präſident 
der Petitions⸗Commiſſion. 


3 wird darauf in die T.⸗O, eingetreten, deren erſter Gegenſtand die g 


Verleſung der Interpellation des Abgeordneten Tweſten iſt. Die⸗ 
ſelbe lautet: 5 
„Am 5. Dezember b. J. iſt der Kaufmann Sontag zu Hannover verhaftet 
und nach der Feſtung Minden abgeführt worden, obwohl er nicht der ehe⸗ 
maligen ne Armee angehört hat und obwohl er nicht beſchuldigt 
iſt, eine Militärperſon beleidigt zu haben. Das Verfahren gegen denſelben 
iſt daher nicht durch den königlichen Erlaß vom 3. Dezember 1866 gerecht. 
fertigt und ist durch Beſchwerde vom 24. v. Mts. zur Kenntniß der Herren 
Miniſter des Innern und der Juſtiz gebracht worden. — Ich richte an das 
königliche Staats⸗Miniſterium die Frage: ob gegen die gedachte Maßregel 
Abhilfe getroffen wird.“ j 
Juſtizminiſter Graf zur Lippe erklärt ſich zur ſofortigen Beantwortung 
derſelben namens der Staatsregierung bereit. 
ur Begründung der Interpellation erhält das Wort 3 
bg. Tweſten: Am 3. Dezember 1866 iſt ein königlicher Erlaß ergan / 
gen, durch welchen der General-Gouberneur von Hannoper ermächtigt wird: 
) Beamte, welche ſich der neuen Ordnung nicht fügen, ſofort zu ſuspendiren 
und das Weitere über dieſelben zu verfügen; 2) Militär⸗Perſonen der ehe: 
maligen hannoverſchen Armee, die ſich Demonſtrationen irgend welcher Art 
erlauben, ſofort nach der Feſtung Min den abzuführen und vor ein Kriegs: 
gericht zu ſtellen, und 3) andere Perſouen, die ſich Angriffe oder Beleidigun⸗ 
ge auf Militärperſonen zu Schulden kommen laſſen, aufzugreifen und nach 
inden abzuführen, wo ſie bis auf Weiteres detinirt bleiben ſollen. Ich 
erkenne an, daß bei Neugeſtaltung der jtaatlihen Verhältniſſe, wie ſie hier 
vorliegt, Ausnahme⸗Maßregeln N ſind, damit die Ordnung nicht ge⸗ 
ſtört werde. Die n erſten Fälle berliehen ſich auch faſt ganz bon jelbit, 
denn in das neue Regiment können natürlich nur ſolche Beamte übernommen 
werden, die ſich der neuen Ordnung fügen, und es iſt auch vollkommen ges 
rechtfertigt, daß Perſonen, die ſich als Militärperſonen geriren, denſelben Be⸗ 
ſtimmungen dee find, ‚wie die Militärperſonen in unſeren 1565 
Landestheilen. Bedenklicher iſt ſchon der dritte Fall, wonach ohne gerichtliche: 
Verfahren andere Perſonen nach Minden abgeführt und auf ungewiſſe Zeit 
dort detinirt werden können. 


ßiſchen Militärperſonen gemacht werden, möge man die Angreifer unſchädlich 
machen. Ich gem gern, daß die nothwendigen ſtrengen Maßregeln der 
Regierung ſelbſt oft ſchmerzlich jein mögen; möchte aber dabei der Staats⸗ 
— anheimgeben, zu beachten, ob nicht bereits die Zeit gekommen wäre, 
auch dieſe Ausnahme⸗Maßregeln gegen Beamte und Militärperſonen wieder 


eigene $ 8 872 
ir haben in der letzten Zeit von Widerſetzlichkeiten hannoverſcher Beam⸗ 
ten nichts mehr gehört, und ich glaube, daß es ſehr viel zur Beruhigung der 
Gemüther ei würde, wena dieſer königliche 11 wieder außer Kraft 
eſetzt würde. Wir können wohl auf die Gerichte des ehemaligen Königreichs 
annober das Vertrauen ſetzen, daß fie gegen alle Ausſchreitungen nach den 
eſtimmungen verfahren werden. Der vorliegende Fall liegt aber 
ganz des königlichen Erlaſſes. Der Kaufmann Sontag aus Han 
nover war nicht zur hannoverſchen Armee gehörig; er hat ſich keine Beleidi⸗ 
ke ober 8 Das Militärperſonen zu Schulden kommen laſſen. Er 
oll fi vielmehr an irgend welchen Agitationen oder Demonitrationen gegen 
die preußiſche Regierung betheiligt haben; in welcher Weiſe weiß ich nicht; 
jedenfalls hat er nichts vorgenommen, weshalb eine gerichtliche Unterſuchung 
und Beſtrafung moglich wäre. Am 3. Dezember wurde er verhaftet und nach 
Minden abgeführt; er wandte ſich an den General⸗Gouverneur um ſeine Ent⸗ 
loflung, wurde aber abſchläglich beſchieden. Am 24. Dezember wantte er ſich 
an die Miniſterien des Innern und der Jutz bat aber bis vor wenigen 
Tagen noch keine Antwort darauf erhalten. Dieſe Thatſachen ſelbſt ſind mir 
in bollkommen glaubhafter Weile mitgeiheilt worden. Wenn ſie, was ich vor⸗ 
—.— 70 N ſo wir: die 2 c in eee e 
nden, der durch keine geſetzliche Ermächtigung gerechtfertigt, alſo unzuläſſig 
wäre. wäre dies eine Willkürmaßtegel, die ſehr tief empfunden und zur 
N ung der Gemüther ſehr viel beitragen würde. Nach dem, was wir 
aus Hannover hören, ſind Ausnahmemaßregeln jetzt nicht mehr nöthig. 
Daß die natürliche Aufregung, die in einem Lande entitest, wenn ohne 
eine eigene Mitwirkung ein gänzlicher Umſturz ſeiner bisherigen ſtaatlichen 
erhältniſſe erfolgt, im Anfang zu Ausſchweſſungen führt, iſt erklärlich; es 
iſt auch erklärlich, daß Einzelne Hoffnungen hegen, die auf eine Wiederher⸗ 
ſtellung der alten Zuſtände, ſelbſt wenn fie mit großem Unglück für Deutſch⸗ 
land verbunden ift, gehen. Bei näherer Betrachtung der Diage müſſen jedoch 
auch dieſe zu der Ueberzeugung kommen, daß ein Unglück Deutſchlands, durch 
eine Niederlage der Waffen herbeigeführt, wohl dahin führen könnte, Theile 
am Rhein vom preußiſchen Staate abzutrennen, aber nimmermehr ein . 
reich Hannover wiederherzuſtellen, denn welche auswärtige Macht ſollte wohl 
am Wiederaufbau des Welfenreichs Snterefie haben? Dieſe Erwägung muß 
bald dahin führen, in Hannover die neue Geſtaltung der Dinge als Nothwer⸗ 
digkeit zu betrachten, der ſich auch die Widerſtrebenden fügen. — Ich halte es 
nicht für nothwendig, die Staatsregierung aus Milde und zur Verſöhnung zu 
mahnen; ich bin vielmehr ee daß nichts Anderes in ihrem Sinn liegt. 
Ich möchte aber bitten, dieſen ſpeciellen Fall genau zu unterſuchen und einen 
derartigen, durch die königl. Verordnung nicht gerechtfertigten Eingriff nicht 
deshalb etwa aufrecht zu erhalten, weil er einmal von einer Behörde ausge⸗ 
gangen. Denn ein ſolcher Fall wird nur benutzt, um gegen die neue Ord⸗ 
nung aufzuhetzen und ſchadet gewiß mehr, als durch die Unſchädlichkeitmachung 
eines Mannes genützt werden kann. 

Gerade jetzt bei dem Bevorſtehen der Parlaments⸗Wahlen benutzt man den⸗ 
ſelben gegen die Anhänger der preußiſchen Regierung, und gerade von ſehr 
eifrigen Abhängern Preußens iſt mir verſicherk worden, daß dieſer Fall ſehr 
7 und benützt werde, um im Geheimen gegen fie zu organiſiren. — Des⸗ 

halb habe ich den Fall hier zur Sprache bringen zu müſſen geglaubt; ſollte 
a en, als ich — den mir gemachten Mittheilungen glauben kann, 


er li 
jo wird die Glantöregienung Ge egenheit haben, durch offene Darlegung des 


les denſelben in das richti t zu ſtellen. Verhaͤlt es ſich aber fo, wie 
an e e ee N BP Abbie für die einzelne Sache ud 
damit für das Ga 


3 ze Beruhigung gewährt werde. 
. Juſtizminiſter Graf . Es handelt ſich hier un Maßregeln, die 
Regierung im ebemaligen Königreich Hannover, welches jetzt mit Preußen 
bereinigt ift, getroffen hat. Unſere Verfaſſung wird dort erſt mit dem Iſten 
Oetober d. J. in Kraft treten. Die Regierung könnte ſich vielleicht auf den 
Standpunkt jtellen, daß fie die Beantwortung dieſer Interpellation überhaupt 
Apwieſe, weil das Abgeordnetenhaus nicht berechtigt ſei, ſie jetzt über dortige 
Vorgänge zu interpelliren. (Bravo rechts,) Es würde dies aber die Meinung 
erwecken oder beſtärken können, als ob dieſe Interpellation der Regierung un⸗ 
em wäre. Nur aus dieſem Geſichtspunkte beantworte ich dielelbe. Die 
rung glaubt hinlängliche Anzeichen in der Hand zu haben, daß in der 
gerſon des Sontag die Agitation nicht ſowohl gegen die actuel. Regierung, 
als rs gerade gegen die preußiſche Regierung cumulirt, daß er die Seele 
derselben iſt, daß er weitere Verbindungen gern pflegt. Die Regierung iſt 
die Sicherheit und Ordnung in Hannover jetzt allein verantwortlich; ſie 
i daher veranlaßt, in ſolchen Ausnahmezuſtänden Ausnahm maßregeln anzu⸗ 
denden, und ſie wird nicht Anſtand nehmen, ferner ebenſo ſtreng vorzugehen, 
wenn fie dazu genöthigt wird. (Bravo rechts.) Der vorliegende ſpecielle Fall 
wird in eine gerichtliche Untersuchung übergeleitet werden und dann wird man 
prüfen können, wie weit mit Strafen gegen ihn vorzugehen iſt. Die Regie⸗ 
g würde es aber bedauern, wenn der Agitation gegen Preußen durch 
Interpellationen dieſer Art weitere Nahrung gegeben würde. (Bravo rechts.) 
zweite Gegenſtand der Tages⸗Ordnung iſt die Fortſetzung des Bes 
ichs der Petitions⸗Commiſſton. Es liegt eine Petition des Grundbeſipers 


Aber auch dagegen will ich keine Einwendungen gegen den Etat mehr: 232,302 Thlr. 10 
machen, und jo lange man hört, daß Angriffe auf die Sicherheit der preur Zuſchüſſe des Staates auf Grund der Garantien betragen 822,64 


8 


er 


Achtundvierzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 


Brinckmann zu Borcken vor, deſſen Bewerbung um eine Conceſſion zur Gaſt⸗ 
wirthſchaft oder Reſtauration wiederholt vom Landrath und der Polizei abge⸗ 
wieſen und deſſen Beſchwerde dom Miniſter für unbegründet erklärt worden 
iſt. Referent Abg. Sachſe ſtellt im Namen der Commiſſion den Antrag, die 
Petition der Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen. Abg. v. Salz: 
wedel hält die Petit on für unbegründet, die Annahme des Antrages für 
erfolglos; man folle ſich nicht in die kleinſten Details der Verwaltung miſchen. 
Reg.⸗Commiſſar Piper: Petent deſchwert ſich, daß nicht die Bedürfnißfrage 
mild und in feinem Intereſſe beantwortet iſt; dieſe Frage iſt jedoch geſetzlich 
erledigt worden und ich bitte, dieſen Standpunkt nicht zu verrücken und zur 
Tages⸗Ordnung überzugehen. Abg. Dr. Michelis erklärt trotz ſeiner ſonſti⸗ 
en Grundſätze aus den beſonderen vorliegenden Gründen für die Ertheilung 
der Conceſſion zu ſtimmen. Abg. v. Binde (Hagen): Da man nur auf das 
Urtheil der Behörden recurriren könne und kein beſtimmtes Geſetz verletzt ſei, 
ſei der Antrag der Commiſſion Überfluſſig. Referent Abg. Sachſe bemerkt, 
daß die Behörden in ihren Entſcheidungen differirt hätten und empfiehlt den 
Commiſſionsantrag. Derſelbe wird jedoch abgelehnt. — Eine denſelben 
Gegenſtand betreffende Petition des Hausbeſitzers Hartmann zu Sorgau wird 
auf Antrag der Commiſſion ohne Discuſſion der Regierung zur Berückſichti⸗ 
gung überwieſen. — Ueber die Petition des Gutsbeſitzers Hayn zu Herms⸗ 
dorf, betreffend die Ertheilung eines Jagdſcheines an feinen Gärtner Hoff 
mann, wird nach längerer Debatte, an der ſich die Abgeordneten Sachſe, 
Gneiſt, Ref. v. Richthofen (Tauer) betheiligen, auf Antrag der Commiſſion 
zur Tages⸗Ordnung übergegangen. 5 
Dritter hg e der T. O. iſt der mündliche Bericht der Commiſſion 
für Handel und Gewerbe, betreffend die Ueberſicht über den Fortgang des 
Baues, bezjehungsweiſe über die 8 e des Betriebes der preußiſchen 
Staats⸗Eiſenbahnen im Jahre 1865. 2 
Referent Abg. Dr. Hammacher befürwortet den Antrag der Commiſſion: 
„Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen unter Anerkennung der um⸗ 
ſichtigen Leitung des preußiſchen Staats⸗Eiſenbahnweſens die vorbezeichnete 
Ueberſicht als erledigt zu erklären“ und motivirt denſelben folgendermaßen: 
Das Reſultat des Betriebes im Jahre 1865 iſt ein ſehr erfreuliches. Die 
Einnahmen waren größer, die Ausgaben geringen, als peranſchlagt war. 
Die Einnahmen betrugen 15,345,362 Thlr. 5 Sgr. 4 Pf., die Ausgaben 
7,869,763 Thlr. 7 Sgr. 11 Pf., wovon nach Abzug der durch Verzinſung und 
Tilgung der Eiſenbahnſchuld und Amortiſation der in Stammactien der 
Münſter⸗Hammer 1 verwendeten Beträge ein reiner Ueberſchuß von 
2,324,817 Tblrn. 17 Sgr. 1 Pf. verbleibt, gegen den Etat mehr: 853,374 Thlr 


17 Sgr. 1 Pf., und entsprechend einer Verzinſung zu 67,0. pCt. des auf die 
preußiſchen Staatsbahnen verwendeten Capitals, während dieſe Verzinſung 
im Jahre 1864 6 ½ im Jahre 1863 wenig mehr als 6 pCt. betrug. Ebenſ o 


günstig iſt der Abſchluß der Conten in Betreff der Betheil gung des Staates 
an Privatbahnen, welcher für 1865 nachweiſt 872,792 Tolr. 10 Sgr. 9 Pf., 
Sgr. 9 P. Degen haben die 
8 2 Thlr. 6 Sgr., 
gegen den Etat weniger 214.857 Thlr. 24 Sgr. 7 

Die Hauptthätigkeit der Verwaltung im Jahre 1865 betraf die Berlins 
Küſtriner und die Danzig⸗Neufahrwaſſer Eiſenbahn. Die Arbeiten 
auf der erſteren wurden fo weit gefördert, daß es möglich war, für Küſtrin⸗ 
Guſow ſchon im Jahre 1866 den Betrieb für den Transport der Mate 
tialien zu eröffnen. Die ganze Bahn wird in dieſem Jahre dem Betriebe 
übergeben werden können und daſſelbe gilt von Danzig⸗Neufahrwaſſer. 
Die Ausführung der letzteren Babn stich anfänglich auf Schwierigkeiten, weil 
die Commune Danzig ihre Verpflichtung der unentgeltlichen Hergabe des 
Grund und Bodens nicht erfüllt hatte; fie iſt nunmehr erfüllt. Große Aus: 
gaben veranlaßt die Umänderung und beziehungsweiſe Neuherſtellung der 
Serifetonen innerhalb der Feſtung Danzig. Die Commiſſion erörterte die 
Frage, wie etwaige Conflicte zwiſchen den Intereſſen der Lauvesvertheidigung 
und des Eiſenbahnverkehrs zu entſcheiden feien. 
daß, wenn in Folge von neuen Eiſenbahnen die Verlegung oder Umänderung 
vorhandener Fortificationen nothwendig werde, der Eiſendahn⸗Unternehmer die 
dadurch entſtehenden Koſten zu tragen In Doch wurde don einzelnen Mit⸗ 
gliedern die Befürchtung geäußert, daß ben militär⸗ſtrategiſchen Rückſichten 
bei Ertheilung von Conceſſtonen, Beſtimmung der Linien und Fe ſtſtellung 
der Bedingungen für die Ausführung ein allzu entſcheidender Einfluß zum 
Nachtheile des Verkehrs, der Steuerkraft und der wirthſchaftlichen Macht⸗ 
ſtellung des Landes eingeräumt ſei und für die Zukunft eingeräumt werde. 

Die Herſtellung neuer ne ausſchließlich dem betr. Eiſenbahn⸗ 
Unternehmer aufzubürden, ſei nicht billig. Veranlaßt wurde I Erörterung 
durch das Verkehrsbedürfniß der weſtlichen Provinzen, welche für ſich ſelbſt 
und den internationalen Verkehr mit Holland, Belgien, Frankreich und England 
neben den vorhandenen ſtehenden Brücken über den Rhein mindeſtens noch 
drei andere ftehende Eiſenbahnbrücken ‚über den Rhein dringend be⸗ 
dürfen, In Köln muß eine zweite ſtebende Eiſenbabnbrücke zur Ausführung 
gelangen, desgleichen eine ſolche bei Düſſeldorf, Duisburg und Rubr: 
ort. Für alle dieſe Bau⸗Ausführungen find die Unternehmer und die der 
Staatsregierung convenirenden Unternebmer vorhanden. Bekanntlich wollte 
die Bergiſch⸗Märkiſche Eiſenbabn⸗Geſellſchaft ſchon jet 5 —6 Jahren bei Duſſel⸗ 
dorf eine ſtehende Brücke ausführen; ſeither iſt die Conceſſion dazu nicht er: 
theilt, vermutlich aus milit riſchen Rückſichten, deren jo weit geſteigerter 
Einfluß doch unendlich zu beklagen ſein würde. Nur die Erklärung des Hrn. 
Regierungs⸗Commiſſars, daß der Hr. Handelsminiſter die Intereſſen des Ver⸗ 
kehrs militäriſchen Rückſichten gegenüber gewahrt habe und in Zukunft wahren 
werde, hielt die Commiſſion davon ab, beſondere Anträge zu ſtellen. — Der 
Verkehr auf der Oſt bahn geſtaltete ſich im Jahre 1865 minder günftig als 
im Vorjahre. Die Mißernten in den öftlihen Provinzen, die polniſche In⸗ 
ſurrection, die dänische Blokade find die Urſachen dieſer Erſcheinung. er 
Gütertransport weiſt allerdings ein Mehrquantum von 200,000 Ctru., aber 
eine Minderemnahme von 73,214 Thlrn. auf, in Folge des Ausfalles im Ge 
treidetransporte, den die Mißernte veranlaßte. 

Ein Mitglied empfahl, den vom Herrn Handelsminiſter unter dieſen Um⸗ 
ſtänden eingeführten Kartoff l⸗„Tarif von 1 Pf. pro Ctr. und Meile als Nor 
mal⸗Tarif einzuführen, weil er gerade für Kartoffeln, die bei Froſtwetter nicht 
transportabel ſeien, von den Producenten und Conſumenten nicht ausgenutzt 
werden könne. Der Herr Regierungs⸗Commiſſar erwiderte, daß der Normal⸗ 
Tarif für den Transport von Kartoffeln N Pf. pro Ctr. und 1 Thlr. Ex⸗ 
peditionsgebühren) bereits ein niedriger und ſchon von mehreren Privatbahnen, 
namentlich der Berlin⸗Hamburger und Köln⸗Mindener, rar Ind ſei; die Eins 
führung deſſelben bei der Oberſchleſiſchen ſei an dem Widerſpruche der Depu⸗ 
tation der Actionäre geſcheitert. Mit Freude hat die Commiſſion conſtatirt, 
daß unſere Staatsbahnen in ſehr weſentlichen Artikeln niedrigere Tarife haben 
als die meiſten Privatbahnen. So wird auf den Staatsbahnen der öſtlichen 
Provinzen von Roheſſen nur 1 Pf. pro Ctr. und Meile erhoben, Auf den 
übrigen preußiſchen und deutſchen Bahnen 1%, reſp. 1% Pf. Auf den 
durchgehenden Verkehr wendet die Verwaltung ihre angeftzengtefte Aufmerk⸗ 
ſamkeit. Seit dem Jahre a eine kägliche, zweimalige, ununter⸗ 
brochene Perſonenderbindung in jeder Richtung von Petersburg und Moskau 
über Berlin nach Paris und London. Der Transport von ruſſiſchem Flachs 
nach dem weſtlichen Deutſchland und Belgien hat ſich erheblich geſteigert. Der 
Beſorgniß gegenüber, daß die Regierung in ähnlicher Weiſe, wie es auf den 
belgien taatsbahnen mit dem 1. Mai 1865 geſchehen, zu einer radicalen 
Herabſetzung der Tarife überzugehen geneigt ſei, erklärte der Hr. Commiſſar, 
daß die Regierung wohl an eine Herabſetzung des Perſonen⸗Geldtarifs denke, 
jedoch nicht in der radicalen Weiſe der belgiſchen Verwaltung. 2 

Mit dem 1. Januar d. J. beträgt das Normalgehalt für Weichenſtel⸗ 
ler nach dem vom Abgeordnetenhauſe angenommenen Normaletat 250—300 
Thlr., das der Bahnwärter 200—240 Thlr., alſo um 50, reſp. 30 Thlr. 
mehr als im Vorfahre. Die Verwaltung wird ihnen wohnliche Räume ans 
weiſen und erblickt darin mehr als in der Gehaltserhöhung eine Sicherung 
ihrer phyſiſchen und moraliſchen Existenz. 
rend des Dienſtes invalide wird, ſo in er unabhängig von der Zahl der 
Dienſtjahre % des bisherigen Dienſteinkommens als 
Wittwe, wenn er während des Dienſtes verunglückt, % des Dienſteinkommens 


Man war darüber einig, 


als Wittwengehalt, außerdem erhalten die Kinder unentgeltlichen Schulunter: | ceb 


richt. — 51 Bezug auf die Weſtfäliſche 1 erklärte der Hr. Commiſſar, 
daß die Reparaturen an dem Viaduct bei Altenbeken jede Beſorgniß wegen 
etwaiger Zerſtörung des Gewölbes beſeitigt hätten. Asphaltp eigneten 
ſich wegen ihrer Elaſticität gegen die Vibrationen des Mauerwerkes zur Deckung 
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Im Falle irgend ein Beamter wäh⸗ i 
enfion erhalten; die Will man 


Expedition Herrenſtraße Nr 20 Außerdein übernehmen alle Kofl- 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung — — und Montag 


einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Mittwoch, den 16. Januar 1867. 


Als vierter Gegenſtand der TO, folgen Wahlprüfungen. Die 
Wablen der Abgg. v. Eicke (Breslau), Haſenclever (Lennep⸗ Solingen), 
Richter (Berlin) und Jung (Berlin) werden nach dem Antrag der reſp. Ahr 
theilungen ohne Discuſſion für giltig erklärt. 

— die zweite Abtheilung berichtet darauf Abg. Leſſe über die Wahlen 
der Abgg. Dr. Schulz und Degen (Memel⸗Heydekrug). Erſterer iſt mit 
150 von 297, letzterer mit 151 von 298 Stimmen, beide alſo mit je einer 
Stimme über die abſolute Majorität gewählt. Es iſt gegen dieſe Wahlen ein Proteſt 
eingegangen, der ſich im Weſentlichen darauf ſtützt, daß im erſten Wahlbezirke 
jenes Wahlkreiſes, nachdem die Wahl eines Wahlmannes kaſſirt worden, die 
Erſatzwahl erſolgt ſei, ohne daß neue Abtheilungsliſten ausgelegen; daß in 
den Abtheilungsliſten Perſonen aufgeführt wären, welche nicht mehr in dem 
betreffenden Bezirke era hätten; daß in einem amtlichen Schreiben des 
Landraths Dr. Schulz als Wahlcommiſſarius an einen Wahlvorſteher behufs 
8 von ei age für die durch Beſchluß des Abgeordnetenhauſes 
vom 28. Auguft v. J. kaſſirten Wahlmänner⸗Wahlen die Worte gebtauckt 
ſeien: „Die früheren Wahlmänner könnten wieder gewählt werden“; daß der 
Polizeiverwalter Müller die Stimme eines Wählers, der nicht anweſend ge⸗ 
weſen, als mitſtimmend in das Protocoll eingetragen habe; daß der Landrath 
Dr. Schulz ein Schreiben an den Förfter Schulz als Wahlvorſteher gerichtet, 
wen: user die 8 zu und birgt: „Sie haben —5 

u laſſen u. ſ. w.“ ies bezeugte ein gewi itzty, worauf na 
erfolgter Denunciation des gandralh Dr. ae 
anwalts gegen den p. Schlobitzty wegen Verleumdung erfolgte. Derſelbe ist 
jedoch in erſter Inſtanz von dem Kreisgerichte in Memel freigeſprochen wor⸗ 
den, „da der Thatbeſtand als erwieſen anzusehen 3 

Die Abtheilung betrachtet alle dieſe Punkte als erhebliche und beantragt 
daher, 1) die Wahlen der Abgg. Dr. Schulz und Degen zu beanſtanden, 
ee im Proteſt angeführten Punkte eine nähere Beweisaufnahme zu 

Der Abgeordn. v. Saucken (Tarputſchen) ſtellt den Gegenantrag: 1) die 
Wahlen der Abgg. Dr. Schul An De 5 für kl 7 erklären, 2) ſämmt⸗ 
liche Urwahlen des Kreiſes Memel zu kaſſiren. Dazu kommt ein Antrag des 
m Dr, e Das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die für 
nigliche Staatsregierung aufzufordern, nicht mehr Beamte zu Wahlcommiſſa⸗ 
rien zu ernennen, die ſich ſchon früher Wahl⸗Beeinfluſſungen haben zu Schul⸗ 
den kommen laſſen. „ a 

Abg. v. Sauden (Tarputſchen) motivirt feinen Antrag. Schon die von 
dem Referenten . Gründe 41 zu der Ueberzeugung von der 
Ungiltigkeit der beiden Wahlen: deshalb brauche man nicht noch nach neuen 
Gründen zu ſuchen. Sobald ferner in einem Wablkreiſe die Abſtimmun 
derartig beeinflußt werde, daß man annehmen müſſe, die Abſtimmung ſei 
nicht der richtige Willensausdruck der Majorität der Stimmenden, trete 
das Abgeordnetenhaus die Pflicht ein, dieſe Wahlen zu kaſſiren. Beides gelte 
bei der gegenwärtigen Wahl; et bitte deshalb, ſeinen Antrag anzunehmen. 

Abg. Stroſſer: Es iſt bemängelt worden, daß die Regierung denſelben 
Wahlcommiſſar wieder ernannt hat; ich bemerke darauf, daß ſie dazu das 
Recht hat; am allerwenigſten ne das ein Grund gegen die Giltigkeit der 

von uſſungen gejagt wird, konnte höchſtens 
dezogen werden; bier liegt nichts vor, als bie 
Schreiben b fügte 
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Vicepräſident a hat das Präſidium übernommen. 

Abg. Hauſchtek (zur Geſchäftsordnung): Es iſt öfter auf das Schreiben 
des Landraths Schul: Bezug genommen und in demſelben eine Hinweiſung 
auf die erwünſchte Wiederwahl gefunden worden. (Ruf: zur Geſchäftsord⸗ 
nung!) Ich glaube, daß wir über dies Schreiben hier nicht urtheilen können. 
(Rufe: zur Geſchäftsordnung. Lärm. Glocke des Präſidenten.) 

Abg. Frentzel: Leider iſt der vorliegende Fall der dritte ſchon, der durch 
mich zur Kenntniß des Hauſes gelangt iſt und ich halte dies häufige Vor⸗ 
kommen ſolcher Unregelmäßigkeiten für ein ſehr ſchlimmes Zeichen. Man hat 
aber namentlich meiner Propinz vorgeworfen, daß dort eine ganz beſondere 
Vorliebe dafür herrſche, Proteſte und zwar ungegründete Proteſte zu machen. 
Das iſt nicht der Fall, ſondern dieſe Proteſte ind der Nothſchrei der Bepöl⸗ 
kerung gegenüber einer Wahlmacherei, zu welcher ſich eine gewiſſe Partei 
und gewiſſe Verwaltungsbeamte hergeben, wobei ſelbſt unredliche und ber: 
brecheriſche Mittel nicht geſcheut werden. (Rechts lebhafter Widerſpruch.) 

ch kann meine Worte beweiſen! Der Abgeordnete für Schievelbein hat 

rüher einmal außerdem mich als denjenigen hinzuſtellen geſucht, von dem 


alle dieſe Proteſte ausgehen; ich erinnere aber daran, daß ich anfangs, wie 


meine Freunde ſich erinnern, ſtets davor gewarnt habe. Aber für einen 

luch halte ich es, wenn gewiſſenloſe Leute an der Spitze der Verwaltung 
teben! (Rechts großer Lärm. Ruf: „Ordnungsruf.“ Die Glocke des Prä⸗ 
ſidenten kann erſt nach geraumer Zeit die Ruhe herſtellen.) 

Vicepräſident Stavenhagen: Ich glaube nicht, daß der Redner be⸗ 
rechtigt war, ein ſolches Urtheil über Verwaltungsbeamte im Allgemeinen 
auszuſprechen. (Bravo rechts.) 

Abg. Frentzel: Ich habe auch nur geſagt, daß es ein Fluch iſt, wenn 
gewiſſenloſe Leute an der Spitze der Verwaltung ſtehen. Es liegt mir ſehr 
fern, irgend einen Menſchen ungerechterweiſe zu beſchuldigen, Sehen wir 
aber die Vorgänge an! Die Wahlen wurden, wie Sie wiſſen, in der vorigen 
Seſſion kaſſirk, es werden Neuwahlen ausgeſchrieben und die Regierung stellt 
denſelben Wahlcommiſſar an, deſſen früheres Verfahren die Kaſſirungen ver⸗ 
anlaßte. Das Recht hat die Regierung gewiß dazu; aber das erweckt kein 
Vertrauen! Und ſehen wir nun alle einzelnen Wahlkreiſe dort durch, ſo fin⸗ 

den wir in allen Unzuträglichkeiten, in zweien nämlich wirklich erwieſene voll⸗ 
ſtändige Fälſchungen und in dreien andere Unregelmäßigkeiten. Ob das aber 
zufällig oder tendenziös iſt, überlaſſe ich dem Urtheil des Hauſes. Als fer⸗ 
ner der Hr. Landrath interpellirt wurde, ob er das betreffende Schreiben ver⸗ 
abt habe, lehnte er vor der Wahl eine Erklärung ab, verſprach fie aber nach 
der Wahl, wo er dann behauptete, durch Amtsgeſchäfte verhindert zu ſein, und 
endlich giebt er nach vielen Umſchweifen die Ihnen bekannte verleſene Erklä⸗ 
rung ab. Was man in meiner Provinz darüber denkt, können Sie daraus 
ſeben, daß im landwirthſchaftlichen Verein der Antrag geitellt worden iſt, dar⸗ 
Aber abzuſtimmen, ob der Hr. Landrath Schulz noch länger Mitglied deſſel⸗ 
ben ſein könne und er hat es denn auch vorgezogen, vorher auszuſcheiden. 
Darauf bat er denn, um den Verbreiter eines Wahlaufrufes zu ermitteln, 
an den Gutsbeſitzer Frentzel (Heiterkeit) das Verlangen geſtellt, derſelbe ſolle 


ibm darüber Aufſchluß ertheilen; als Frentzel dies derweigerte, wurde „das 


Dominium“ mit 5 Thlr. reſp im Wiederholungsfalle mit 10 Thlr. Geldſtrafe 


bedroht, die auch durch Execution würden eingetrieben werden. 


Uctheilen Sie ſelbſt darüber, meine Herren! Man ſage nicht, wir ſollten 


nicht ſolche Kleinigkeiten hier verhandeln, wie ſie bei den Wahlen hier vor⸗ 


5 ſind. Ich halte es nicht für eine Kleinigkeit, den Grundſtein der 
reiheit, die Wahlfreiheit, zu verkämpfen. Ich frage Sie (nach rechts), ob 
dieſe Sache vor oder nach der Ertheilung der Indemnität vorgekommen iſt! 


Ich ſehe nicht, daß durch dieſelbe in den Principien der Verwaltung irgend 


welche Aenderung dadurch eingetreten iſt. Ich aber werde es ſtets für meine 
flickt halten, nie aufzuhören, die Volksfreiheit zu vertheidigen. Und: mögen 
Sie mich für einen lle nen Mann halten: ich möchte um Alles in der Welt 
nicht einer jener großen Männer ſein, welche Thaten vollführen, die mit Zucht⸗ 
haus beſtraft zu werden verdienen. (Widerſpruch rechts.) 

Abg. Berger (Solingen): Ich bin für den Commiſſionsantrag, da ich 
eine gerichtliche Unterſuchung über die Sache herbeigeführt zu ſeben wünſche. 


Gegenüber den Anſchuldigungen, die von jener Seite gegen die liberale Partei 
erhoben werden, fie habe die Conſervativen durch lebensgefährliche Drohungen 
von der Wahl abgebalten, theile ich mit, daß kürzlich drei Leute gerichtlich 


verurtheilt worden find, weil fie liberale Wähler mit Aufhängen bedroht und 


einem ſogar eine Schlinge über den Kopf geworfen haben (hört, hört!), um, 


wie ſie ſagten, zu probiren, ob an der Schlinge nicht drei Demokraten hän⸗ 
gen önnen. 

Abg. Läning (wegen der großen Unruhe des Hauſes faft ganz under⸗ 
ſtändlich) ſpricht für ſeine Anträge, indem er noch einmal alle vorgekommenen 
Unregelmäßigkeiten reſumirt. 

Der Antrag auf Schluß der Discuffion wird angenommen. 

Es folgen perfönlihe Bemerkungen. - 

Abg. Graf Weſtarp bemerkt, unredliche 8 habe er Niemandem 

in eine Proteſt⸗Fabrik 
etroffen fühle, jo könne er 
inet deſſelben hauptſächlich 


vorgeworfen; er habe nur behauptet, daß hier in Ber 
beſtehe. Wenn der Abg. Frentzel ſich dadurch 
nichts dafür. Im Uebrigen ſei ihm von der T 


bekannt, daß derſelbe bier im Haufe oft die Dienſte eines Büreau⸗Dieners 
verſebe. — Zu dem Lobe, das ihm vom Abg. Berger geworden, bemerke er, 


daß ihm ein Lob an dieſer Stelle überhaupt bedenklich, doppelt bedenklich 


aber aus dem Munde gerade dieſes Abgeordneten erſcheine. Er müſſe es da⸗ 


N 


her ablehnen. 


Abg. Frentzel entgegnet, daß, fo viel er wiſſe, der Abg. Weſtarp früher 
nicht auf ihn, ſondern auf Jemanden anders mit ſeiner Bemerkung über die 
Proteſtfabrik gezielt habe. — Daß er Herren, denen er dies vorher verſprochen, 
ur Abſtimmung öfters in den Saal hereingerufen, ſei doch weiter nichts 

uffälliges; für ſchimpflich halte er es überhaupt nicht, die Dienſte eines 
Büreaudieners zu verſehen, wohl aber, wenn man Schwarz in Weiß verdreht. 
Abg. Berger (Solingen) nimmt das Lob, das er dem Grafen Weſtarp 


ekriheilt, ſehr gerne zurück. 


Nachdem der Referent Abg. Leſſe noch einmal die verſchiedenen ins Ge⸗ 
wicht fallenden Punkte hervorgehoben, wird zur Abſtimmung geſchritten, über 
deren Modus ſich eine längere Debatte erhebt, an der ſich die Abgg. Graf 
Schwerin, Dr. John (Labiau), v. Hoverbeck, v. Binde (Hagen), Robden und 
Sumſon betheiligen. Das Haus entſcheidet ſich ſchließlich für die vom Präſi⸗ 
denten vorgeſchlagene Frageſtellung und ſtimmt demgemäß zunächſt über den 
Antrag der Abtheilung ab, die Wahl der Abgg. Dr, Saulı und Degen zu 
beanftanden. Das Reſultat der Abjtimmung iſt zweifelhaft; die in Folge 
deſſen vorgenommene Zählung ergiebt, daß 132 für, 150 Stimmen gegen 
dieſen Antrag geſtimmt haben. Derſelbe iſt ſomit abgelehnt. Darauf 
wird in geſonderter Abſtimmung die Wahl des 1. 5 Degen, ſowie die des 
Abg. Dr. Schulz mit großer Majorität für ungiltig erklärt. (Dafür 
ſtimmen auch die Altliberalen, die vorher für Beanſtandung geſtimmt hatten, 
und das Centrum.) 

Ebenſo werden der zweite Antrag des Abg. v. Saucken⸗Tarputſchen, die 
Kaſſirung der Urwablen des Memeler Wahlkreises betreffend, ſowie der Ans 
trag des Abg. Dr. Lüning angenommen. 

25 — 3 Berichterſtattung der zweiten Abtheilung über Wahlprüfungen 

und vertagt. 1 
„Schluß der Sitzung 3 Uhr. Nächſte Sitzung Mittwoch 
10 Uhr. (T.⸗O.: Definitive Untervertheilung der Grundſteuer; u 
des Poſt⸗Taxweſens.) 


19. Sitzung des Herrenhauſes. 


Eröffnung 12½ Uhr. Die Tribünen find ſchwach beſetzt. Am Miniſter⸗ 
tiſch: Juſtizminiſter Graf zur Lippe und Regierungs⸗Commiſſar Landrath 
Graf zu Eulenburg; hoäter Miniſter⸗Präſident Graf Bismarck, die 


Vormittags 
bänderungen 


Mmiſter Graf zu Eulenburg, v. Selchow, Graf Itzenplitz. Es wird 


SGedanken der Staatsregierung wohl 


mögliche Maß zu beſchrän 


gleich in die Tagesordnun 
der Berathung über das 
hr faſſungs⸗Urkunde, iſt. 


5 gendſie bitten, den 8 


eingetreten, deren erſter Gegenſtand die Fortſetzung 
eſetz, betreffend Abänderung des Art. 69 der Ver⸗ 


m in der Sperialdebatte fortgefahren ; dieſelbe war ſtehen geblieben 
Berichterſtatter Herr b. Kleiſt⸗Retzow beantragt, im § 2, wie er vom 


Abgeordnetenhauſe vorgeſchlagen, die Worte zu ſtreichen: „für die erſten 
Wahlen, welche in jenen Landestheilen ſtattfinden“. Er führt aus, daß die 


Staatsregierung ſich wohl gar nichts dabei gedacht zu haben ſcheine, außer 
vielleicht, daß fie hoffe, ſpäter ein beſſeres, conſervativeres Wablgeſetz zu er: 
reichen. Dies ſei aber ſehr fraglich. Man ſetze deshalb die Prärogative des 


Königs in Gefahr, wenn man die Feſtſtellung der Wahlbezirke durch königl. 


Anordnung auf die erſte Wahl beſchränke. 


Regierungs⸗Commiſſar Graf zu Eulenburg: Ich muß auf das Drin⸗ 
a 2 ſo anzunehmen, wie er aus dem Abgeordnetenhauſe 
erübergelommen iſt. Der Herr Vorredner hat auszuführen verſucht, welche 
zu Grunde gelegen haben, daß ſie die 
Feſiſtelung der Wahlbezirke nur auf die erſte Wahl beſchränkt haben wolle, 


das bitte er nicht nöthig gehabt, denn in den Motiven zum Geſetz iſt dies 


ganz deutlich auseinandergeſetzt: die Staatsregierun 


laubte nämlich, den 
Antrag an den anbtaa, „pewille Befugnifle zu deleg - ö . 


ren, auf das geringſt⸗ 
en. Ich bitte deshalb nochmals bringen, ho 
Vorſchlage des anderen Hauſes beizuſtimmen ö are nel) 
Graf Rittberg ſpricht für underänderte Annahme des Paragraphen, da 
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politiſche Gründe der gewichtigſten Art vorliegen, um das Zuſtandekommen 
des Geſetzes zu befördern. 

„Der Antrag der Commiſſion wird darauf in namentlicher Abſtimmun 
mit 57 gegen 52 Stimmen abgelehnt, der § 2 ſodann mit 58 gegen 5 
Stimmen angenommen, auf beiden Seiten waren mehr Mitglieder als 
4 — anweſend; das Stimmenverhältniß war ſonſt im Allgemeinen daſſelbe; 
ür das Geſetz ſtimmten außer den Miniſtern wiederum die beiden erſten 
Präſidenten des Hauſes, ferner u. A. d. Manteuffel, Heffter, v. Homeyer, da⸗ 
gegen u. A. UÜhden, v. Daniels, v. Schlieckmann. 

Es folgt die Berathung über § 3. Berichterſtatter v. Kleiſt⸗Retzow 
empfiehlt die Annahme der in der Commiſſion beſchloſſenen Faſſung: 

„Diejenigen Abänderungen der Verordnung über die Ausführung der 

Wahl der Abgeordneten vom 29. Mai 1819 (G.⸗S. S. 205), welche be⸗ 

hufs ihrer Anwendung in den erwähnten Landestheilen durch die beſondern 

Verhältniſſe derſelben bedingt werden, erfolgen für die im Art. 2 gedachten 

Wahlen ebenfalls durch königliche Anordnung.“ . 

Regierungs⸗Commiſſar Graf Eulenburg befürwortet die unveränderte 
Bm des § 3, da die Staatsregierung mit demſelben auszukommen 
glaube. 

Herr v. Senfft⸗Pilſach ſpricht für den Commiſſions⸗Antrag. Der 
Standpunkt des Herrenhauſes iſt ein ſehr ſchwerer geworden, nachdem die 
Miniſter unſere Partei, die ihnen ſo treu beigeſtanden, verlaſſen und ſich zu 
denen geſtellt haben, die ihnen früher Oprofition gemacht. (Unrube. Ruf: Oho!) 
Wenn das Wahlgeſetz von 1849 ohne Weiteres eingeführt wird, ſo würde 
die große Menge der Landbevölkerung von der Wahl ausgeſchloſſen werden, 
da ſie N ne Wahl kommen würde. Im preußiſchen Lande leben 17 Er 
Millionen Menſchen von Ackerbau, und es ift eine geſunde Nahrung. (Heiter- 
keit.) Dieſe haben im Herrenhauſe ſchon wenig Vertretung, zumal da die 
Herren von den Städten immer gegen uns ſtimmen und, wie Sie ſehen, heut 
den Ausſchlag geben. Die Maſſe der Abgeordneten iſt auch aus den Städten 
23 eſetzt. Kein Menſch kann aber aus Büchern die Intereſſen und 

erhältniſſe der ländlichen Bevölkerung kennen lernen, man kann dies nur, 
wenn man mit theilnehmender Geſinnung unter der Landbevölkerung ſelbſt 
lebt. Laſſen Sie deshalb hier wenigſtens der Landbevölkerung Gerechtigkeit 
widerfahren und überlaſſen Sie es königlicher Anordnung, die Wahlbezirke 
bequemer feſtzuſtellen. 


Miniſterpräſident Graf Bismarck: Der Herr Vorredner hat ſein Ber. 


dauern darüber ausſprechen zu müſſen geglaubt, daß die Staatsregierung die 
Partei, welche ihr Jahre lang treu zur Seite geſtanden, verlaſſen und ſich an 
die Spitze der früheren Oppoſition geſtellt habe. Wenn der Herr Vorredner 
auch nur kürzere Zeit ſelbſt an der Spitze der Regierung 1 8 75 ‚hätte, fo 
würde er in dieſer Lage ſich gewiß nicht allein als Mitglied feiner alten 
Partei betrachtet haben. Große Staaten kann man nicht nach bloßen Partei⸗ 
rückſichten regieren, ſondern die Regierung muß die Geſinnung des Landes 
genau abwägen und aus dem 11 ür ſich Schlüſſe ziehen. Wäre ich 
nicht Miniſter, ich weiß nicht, ob ich in Oppoſition zur ag deri Regie⸗ 
rung ſtehen würde. Das aber weiß ich ganz genau, daß ich Parteigenoſſen, 
mit denen ich 16 Jahre zuſammen geſtanden und die unter den ſchwierigſten 
Verhältniſſen an der Spitze der W eſtanden und die bei den ſo 
ſchwierigen inneren Verhältniſſen ſich entſch oſſen haben, einen anderen Weg 
zu perſuchen, als die alten Parteigenoſſen es wünſchen, nicht fo raſch verur⸗ 
theilen würde. — Die Sache liegt nicht ſo, wie der Herr Vorredner es anzu⸗ 
nehmen ſcheint. Die königlich preußiſche Regierung hat ſich nicht von der 
Partei losgeſagt, die ſie ſo treu unterſtützt. Wenn die Wege, die ſich die 
Regierung vorgezeichnet, andere ſind, als Sie es wünſchen, und wenn die 
Mitglieder Ihrer Partei an der Spitze der Regierung ſehen, daß man unter 
Umſtänden auch eine perſönliche Ueberzeugung im Intereſſe des allgemeinen 
Beſten unterdrücken müſſe, ſo müſſen Sie glauben: ſie wiſſen es beſſer, was 
gut und thunlich iſt. 

Die Herren, die dieſe Geſetzvorlage ablehnen wollen, verfolgen damit zwei 
Zwecke. Erſtlich wollen fie die organiſche Entwickelung des Herrenhauſes ſicher 
ſtelen und zweitens wollen ſie der Regierung größeren Spielraum bei Ein⸗ 
führung der Verfaſſung in den neu erworbenen Landestheilen gewähren. Ich 
glaube aber nicht, daß Sie dies dadurch erreichen. Se. Majeſtät der König 
hat durch die Verordnung vom October 1865 dem Haufe ein Unterpfand das 
für gegeben, daß er feſt entſchloſſen iſt, das Herrenhaus als gleichberechtigten 

actor der Verfaſſung zu halten, zu ehren, zu pflegen und zu fördern. Das 

taatsminiſterium wird denn auch die Rechtsbeſtändigkeit und organiſche Fort⸗ 
bildung des Herrenhauſes gegen alle Anfechtungen vertreten, indem es der 
Anſicht iſt, daß das ganze Syſtem und der Beſtand der Verfaſſung in Frage 
geſtellt wird, wenn man die Gewalt, die ein Factor der Geſetzgebung hat, 
willkürlich beſeitigen will. Dieſe Auffaſſung der Regierung von der Nothwen⸗ 
digkeit und verfaſſungsmäßigen Unantaſtbarkeit, verbunden mit der königlichen 
Bufage, wird, hoffe ich, alle Ihre Bedenken beſeitigen. Ich halte es aber 
nicht für nützlich und nicht für wünſchenswerth, jetzt gu nach dem Kriege 
aus jenen Ländern aus allen Kategorien, die nach ßgabe des Geſetzes 
offen ſtehen, Vertreter in dies Haus zu berufen, jo lange die Verhäͤltniſſe 
noch nicht abgeſchloſſen ſind. ; 

Es würden viele Elemente darunter fein, die gerade nicht preußenfreundlich 
ſind, und die auswärtige Politik der Regierung würde dadurch gehemmt werden 
können. Ich glaube auch nicht, daß es zur Beförderung des Inſtituts bei⸗ 
tragen würde, wenn Einzelne vielleicht hier den Eid verweigern würden. So 
viel ſteht feſt, daß der König in Bezug auf alle hier vertretenen Kategorien 
Berufungen eintreten laſſen wird. — Was nun den zweiten Zweck betrifft, 
daß Sie der Regierung größeren Spielraum bei Einfuhrung der Verfaſſung 
gewähren wollen, ſo werden Sie denſelben durch Verwerfung des Geſetzes 
nicht fördern. Entweder wird die köͤnigl. Regierung angeſichts ihrer Verpflich⸗ 
tung, die Verfaſſung am 1. October einzuführen, die Schwierigkeiten über- 
winden, dann iſt Ihr Beſchluß überflüffig; Sie erſchweren aber nur das Vor⸗ 
gehen der Regierung; oder die Regierung ſtürzt vor den unlberwindlichen 
Hinderniſſen; dann ſteckt ein Stock im Riderwerke der Staatsmaſchine, der fie 
zum Stillſtande bringt. Dann ſchaffen Sie einen neuen Conflict zwiſchen den 
parlamentariſchen Gewalten, den zu entſcheiden entweder die Regierung bes 
rufen iſt, oder die Ereigniſſe. Ich würde dies aber nicht für wohlgethan halten, 
weder für dieſe Körperſchaft, noch für den ganzen Staat, da man gar nicht 
Were 15 75 ob uns nicht unerwartete Ereigniſſe wieder mitten im Confliecte 

exraſchen. 

Man kann dann gar nicht wiſſen, wie die Ereigniſſe eingreifen und wohin 
1 maunenen. Es iſt beſſer, auf dem feſten Gefüge des Schildes der Ber: 
aſſungsmäßigkeit zu ſtehen; dann kann man auch der Zukunft ruhig ent⸗ 
gegenſehen. Verſuchen Sie deshalb nicht, der Regierung wider ihren Willen 
einen Dienſt zu erweiſen. Der Zeitraum zur Einführung der Verfaſſung iſt 
allerdings kürzer, als die Regierung ihn gewünſcht hat; die Regierung wünſcht 
aber nichts fehnlicer, als daß fie noch früher mit den Vorbereitungen dazu 
fertig wäre. Allerdings iſt auch wahr, daß unſere Verfaſſung Manches zu wün⸗ 
12 übrig läßt, aber wir haben nun einmal keine andere und dürfen die 

iſtoriſche Entwickelung derſelben nicht hindern; wir müſſen uns richten nach 
dem uns Gegebenen, nicht nach dem, was wir für wünſchenswerth halten. 
Wie geſagt, ich halte es nicht für wohlgethan, jetzt einen neuen Na 
Conflict heraufzubeſchwüren. Der langjährige Conflict hat kürzlich feinen Ab⸗ 
chluß erhalten durch die Nachgiebigkeit der Regierung, die hier manchen Ta⸗ 
del erfahren hat. Die Regierung hat aber, glaube ich, Recht daran gethan, 
den Frieden zu ſuchen, da es ohne Demüthigung der Krone er doch war; ſie 
1 55 in einem Moment gethan, wo der Verdacht jeder Demüthigung 
ern lag. 5 

Die Regierung wünſcht, jo ſchnell wie möglich die Verfaſſung in den neu 
erworbenen Ländern eingeführt zu ſehen, da ſie ein gutes Bindemittel abgeben 
und zur Verſchmelzung der widerſtrebenden Elemente durch die Förderung 
der gemeinſamen Arbeit an den 1 7 Aufgaben viel beitragen wird. 
Die Verfaſſung Au jo gut oder ſo ſchlecht fein, wie fie will; dieſen Zweck 
wird ſie erfüllen. Es iſt nicht vernünftig, den Deckel des Kaſtens ſehr lange 
offen ſtehen zu laſſen. Je ſchneller die Verhältniſſe der neu erworbenen 
Länder zum Abſchluß gebracht werden, deſto ſicherer, 5 11805 jagen zuge⸗ 
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knöpfter können wir dem ſchlechten Wetter entgegengehen. Regierung 
beeilt deshalb auch die Conſtituirung des norddeulſch undes. Sie konnen 
glauben, daß es eine ſchwierige Aufgabe * die Regierung ift, aus einer 
parlamentariſchen Campagne in die andere überzugehen, aber I thut es, weil 
Gefahr im Verzuge iſt. Aber auch die Conſtituirung des verfaſſungsmäßigen 
Gemeinweſens der neu erworbenen Länder erleidet keinen Aufſchub; eine Aen⸗ 
derung des vorliegenden Geſetzes würde mit einer Verwerfung gleichbedeutend 
ſein, da es dann in dieſer Seſſion nicht mehr zu Ende berathen werden 
könnte. Ich bitte Sie deshalb um unveränderte Annahme und erkläre ſchließ⸗ 
lich nochmals ausdrücklich, daß es kein principieller Diſſenſus mit meinen 
alten politiſchen Freunden iſt, der mich dazu bewegt. 

Herr Haſſelbach verwahrt ſich gegen den Vorwurf Senffts, daß er 
principieller Gegner der Regierung fe. \ i 

Herr Deetz weiſt den Vorwurf Herrn v Senffts zurück, daß die ſtädti⸗ 
1 nicht mit ihm geſtimmt. Sie wären hier Vertreter des gan⸗ 
en Landes. FE 
f Herr v. Senfft⸗Pilſach: Wir find wohl Alle Sirio darüber, daß wir 
nicht im Stande ſind, die großartigen ſtaatsmänniſchen Unternehmungen des 
Miniſterpräſidenten zu beurtbeilen und einzuſehen, was in feinen Händen und 
auf ſeinem Herzen wohnt. Man kann deshalb aber auch nicht von uns ver⸗ 
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langen, mit Zahlen zu rechnen, die uns unbekannt find. Ich ſtimme auf 
Grund meines Eides, den ich auf die Verf 
Gewiſſen darf ſich kein Menſch in der Welt u Richter au 


Hr. v. Kleiſt⸗Retzow befürwortet als Referent nochmals den Commiſ⸗ 
ſionsantrag und ermahnt die Mitglieder des Herrenhauſes zur Feſtigkeit und 
begrüßt mit Freuden die feen deln in der die Miniſter wieder die Stützen 
aller conſervativen Intereſſen ſein würden. 

Der Commiſſionsantrag wird abgelehnt; 93 unverändert angenommen, 

Zu $ 4 hatte Hr. v. Daniels ein geſtern —— mitgetheiltes Amendement 
geſtellt. Nachdem Regierungs⸗Commiſſar Graf Eulenburg daſſelbe bekämpft, 
wird es ausddoenogen und § 4 unverändert angenommen. h 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow befürworttet Brad namens der Commiſſion die 
Hinzufügung des folgenden $ 5: 

Die Verkretung der im Art. 1 gedachten Landestheile im Herrenhauſe 
wird durch königliche Verordnung analog dem § 1 ad 2 und 3, dem § 2 ad 
2 und Schluß, dem § 3 ad 3 und dem § 4 ad 3, 5 und 6 der Verordnung 
vom 12. October 1854, betreffend die Bildung der erſten Kammer, vor dem 
erſten Zuſammentritt der beiden Häufer des Landes geregelt, an welchem Ab: 
geordnete aus ihnen im zweiten Hauſe Theil nehmen. 

Dieſem Landtage wird ein Geſetz⸗Entwurf vorgelegt wegen des Hinzutritts 
der nach § 3 ad 1 und § 4 ad 1, 2, 4 der gedachten Dem unter Be⸗ 
rückſichtigung der durch die Verordnung vom 10. November 1865 eingetrete⸗ 
nen Abänderungen zu berufenden Mitglieder des Herrenhauſes. 

Baron Zedlitz empfiehlt denſelben. Als die Miniſter der neuen Aera 
ſo weit fertig ee daß fie die Staatsgeſchäfte nicht weiter fortführen 
konnten, trat Graf Bismarck an die Spitze derſelben und er den Kampf 
gegen die deſtructiven Mächte in unſerem Staatsleben. Bewunderung 
habe ich ſein Wirken bis zur Schlacht bei Königgrätz angeſehen, kann aber 
das ſeitdem Geſchehene nicht verſtehen. Der Kampf ge die Fortſchritts⸗ 
partei, welche die Macht der Krone beugen will, iſt eingeftellt; möge der große 
Staatsmann an der Spitze des Staates den Kampf wieder aufnehmen. Das 
Herrenhaus wird ihn dann dabei N ieſen Wunſch ſegne Gott 
zum Beſten des Königs und Vaterlandes 

Herr v. Bernuth wendet ſich gegen die vom Vorredner — 
Aeußerungen Über das Miniſterium der neuen Aera. Die Mitglieder dieſes 
Miniſteriums find über ihre Grundſätze völlig klar geweſen. Da fie aber mit 
ihren Grundſäͤtzen in Confliet zu kommen fürchteten und an einer Stelle nach 
verſchiedenen Richtungen hin Hinderniſſe fanden, ſo gaben ſie lieber die Ge⸗ 
ſchäfte in andere Hände, als daß fie ihren Grundſaͤtzen untreu wurden. 

Graf Brühl für § 5, Graf Rittberg dagegen. Die Herren v. Me⸗ 
ding und v. Brünneck erklären, daß ſie nach den Erklärungen des Miniſter⸗ 
Präſidenten jetzt gegen dieſen Paragraph ſtimmen würden. Graf Pork 
interpellirt den Miniſter des Innern über ſeine geitrige —— betreffend 
die Kategorie der landſchaftlichen Bezirke und meint, daß dieſe im Widerspruch 
zu der Erklärung des Miniſter⸗Präſidenten ſtehe, wonach der König berechtigt 
ſei, aus allen Kategorien Vertreter zu berufen. 

Miniſter Graf 1 bleibt bei ſeiner geltrioen Aeußerung ſtehen 
und erklärt, daß der König allerdings derartige Rittergutsbeſitzer in's Haus 
berufen könne, aber nicht als Vertreter der landſchaftlichen Bezirke, ſondern 
aus allerhöchſtem Vertrauen. 

Der Miniſter⸗Präſident erklärt, daß er nur geſagt habe, alle Kate⸗ 
gorien ftänden zur Berufung offen. Er habe damit durchaus keine feſte Vers 
deißung gegeben und befände ſich in keiner Differenz zu dem Miniſter des 
Innern. 

Nachdem noch die Herren Graf Rittberg und Hobrecht gegen den 8, 
8 Sehn e und Kleiſt⸗Retzow für denſelben geſprochen, wird derſelbe 
abgelehn 

Das ganze Geſetz wird darauf bei namentlicher Abſtimmung mit 64 ge⸗ 
der 25 ger en angenommen; 18 enthielten ſich der Abftimmung, darunter 

err v. Daniels. 


genehmigt. 
der 8 ung 3 Uhr. 


nommen. 


Berlin, 14. Januar. [Amtliches.] Seine Majeftät der König hat dem 
— zu su den r als 3 
verliehen. ö 

Berlin, 14. Januar. [Se. Majeſtät der König] empfingen 
morgens 9 Uhr den Ober: Zägermeifter Grafen zu Stolberg⸗Wernige⸗ 
rode, um 11 Uhr militäriſche Meldungen, den General⸗Major von 
Hartmann, den General⸗Maſor von Pritzelwitz, den General⸗Maſor 
von Witzleben, den Oberſt. Lieutenant von Falkenhauſen, den Major 
Fürſt Lychnowskl. Um 11½ Uhr fand Vortrag des Civil⸗Cabinets 
fatt; um 2½ Uhr Spazierfahrt; um 3% uhr Empfang des Erz ⸗ 
bifchofs von Poſen; um 4 Uhr Vortrag des Minifter-Präfidenten, 
Abends waren Se. Majeſtät im Victoria⸗Theater. (St.⸗A.) 

[Die Mitglieder des Staatöminifteriumd] traten geſtern 
Abend 8 Uhr zu einer vertraulichen Sitzung im auswärtigen Miniſterlum 
zuſammen. 

[Der Wirkliche Legationsrath v. Keudell] if heute von 
Mentone hier wieder angekommen. 

[Truppenbewegungen.] Neuere Nachrichten wollen von ſtär⸗ 
keren öſterreichiſchen und ruſſiſchen Truppenbewegungen nach Galizien 
wiſſen. Zu welchem Zwecke, iſt bisher noch unklar; wenigſtens fatuirt 
man noch die Moͤglichkeit, daß die polniſchen Bewegungen anfangen, 
der öſterreichiſchen Regierung für ſich ſelbſt bedenklich zu werden. 

Dresden, 15. Januar. [Ernen nung.] Das „Dresd. Journal“ 
beſtätigt die Ernennung des Grafen Platen an Stelle des verſtorbenen 
v. Könnerig zum Generaldirector der königlichen muſtkaliſchen Kapelle 
und des Hoftheaters. 


Oeſterrei ch. 

„, Wien, 13. Jan. [Baron Beuſt und das Januar ⸗ 
patent. — Deak's Adreſſe. — Die Staatsſchulden⸗Con⸗ 
trols-Commiſſion.] Baron Beuſt, ſcheint mir, befindet ſich ſchon 
in dem Stadium, wo er ſeinen ariſtokratiſchen Collegen Bürgſchaft für 
gutes Verhalten ſtellen muß, um ſeine Poſition zu behaupten: war 
doch das auch vorauszuſehen, nachdem es ihm trotz aller Unterſtützung 
ſeitens der deutſchen Landtage nicht gelungen war, die Siſtirungspolitik 
aus dem Sattel zu heben! Oder wie will man es ſonſt erklären, daß 
er, der Miniſter des Auswärtigen, es als ſeine Aufgabe betrachtet hat, 
an die diplomatiſchen Agenten Oeſterreichs im Auslande ein Circular 
zu richten, worin er ſich mit Leib und Seel’ für die ſlaviſtrende Politik 
des Miniſteriums engagirt und ſich perſönlich für die Durchführung des 
Januarpatentes in der energiſcheſten Weiſe verbürgt? Bei der Schlaffheit 
der Deutſch⸗Oeſterreicher und der Rückſichtsloſigkeit unſerer Hochtories 
bin ich weit davon entfernt, die Möglichkeit einer Slaviſtrung Deutſch⸗ 
Oeſterreichs — denn das und nicht der Verfaſſungsſtreit iſt und bleibt 
des Pudels Kern — abſolut und von vorn herein in Abrede zu ſtellen. 
Immerhin aber haben die Deutſchen unter der Zuchtruthe des Staats⸗ 
miniſters eine Schule durchgemacht, die ihren politiſchen Sinn in einem 
früher kaum für moglich gehaltenen Maße geweckt. Kann ich auch für 
den Ausgang nicht bürgen, ſo iſt doch ſo viel gewiß, die Regierung 
wird einen Widerſtand zu bekämpfen haben, wie die Deutſch⸗Oeſterreicher 
ihn ſeit zwei Jahrhunderten keiner gouvernementalen Maßregel gegenüber 
entwickelt haben. Daß die deutſchen Landtage und alle Deutſch⸗Oeſter⸗ 
reicher auf den gemischten Landtagen die Wahlen in dem „Außerordent⸗ 
lichen “ verweigern, ift abe e Keineswegs aber bin ich davon 
überzeugt, daß die Dfficöfen die Lage richtig ſchildern, wenn fie thun, 
als habe Graf Beleredi für dieſen Fall ſchon die Vollmacht zur Aus⸗ 
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ſchreibung directer Wahlen in der Taſche. Im Gegentheile! allerlei 
Anzeichen deuten darauf hin, daß der Widerſtand gegen ſeine Politik 
ſchon heute in ſehr hohe Kreiſe hinaufreicht und daß das einmüthige Veto 
der Deutſchen in den Landtagen für ihn und feinen „Außerordentlichen“ 
verhängnißvoll werden könnte. So haben in Mähren die Mitglieder 
der kaiſerlichen Familie, die dort der Großgrundbeſitzer⸗Curie angehören, 
die von ſeinem Bruder entworfene feudal⸗ezechiſche Candidatenliſte 
derworfen und ſich jener der deutſchen Mittelpartei angeſchloſſen. 
Ingleihen hat Fürſt Carlos Auersperg, der enorm einfluß reiche 
er der verfaſſungstreuen Hochtories in Böhmen „der erſte 
Cavalier des Reiches“ die Wiederannahme ſeines alten Poſtens als 
Heirenhaus⸗Präſident entſchieden abgelehnt. Der Fürſt it nun für den 
Fall eines Umſchwunges zu Gunſten der Deutſchen der prädeſtinirte Nach⸗ 
folger des Grafen Beleredi. Wenn alſo er bei dem „Außerordentlichen“ 
nicht mitthun will, für den Baron Beuſt leben und ſterben zu wollen 
erklärt; ſo hat der große Wendenfürſt aus Thüringen ſich für jedes 
andere Regime in Oeſterreich als für dasjenige, das die Slaviſtrung 
der Deutſchen auf fein Panier geſchrieben, unmoglich gemacht. — Die 
neueſte Adreſſe Deak's in Sachen des Wehrgeſetzes verräth deutlich, daß 
die Deutſch⸗Oeſterreicher ausſchließlich auf ſich ſelber angewieſen ſind und 
aus keiner Fraction des „nationalen“ Lagers, auch aus der magyariſchen 
nicht, die geringſte Unterſtützung zu erwarten haben. Der große Staats⸗ 
mann jenſeits der Leitha, der auf Gottes Erdboden nichts weiter iſt, 
als ein geriebener Advoeat mit einem grundehrlichen Geſichte, tritt dies⸗ 
mal — umgekehrt wie das Sprichwort ſagt — ungeheuer polternd in 
der Form auf, um ſeinen Rückzug in der Sache zu verdecken. Statt 
kurz und bündig zu erklären, daß der Landtag, dem man eine ſolche 
Beleidigung in den Bart geworfen, vor Zurücknahme dieſer Octroyirung 
nicht weiter verhandeln werde — läßt er ein allgemeines Donnerwetter 
los, nicht gegen die gegenwärtige Regierung, ſondern gegen die „ab⸗ 
ſolute Gewalt“ — nicht gegen die Octroyirung des Wehrgeſetzes, ſon⸗ 
dern gegen alle Verfaſſungswidrigkeiten der letzten ſechszehn Jahre. 
Damit wäre denn der ärgerliche Zwiſchenfall im Wege eines derben 
Schmerzensſchreies beſeitigt und die nahezu entgleiſte ſtaatsrechtliche Ver⸗ 
handlung des Diätaltractates wieder in Gang gebracht. Natürlich hat 
Graf Andraſſy ſich hier dafür, daß die Ungarn der ohne ihren Beiſtand 
verlorenen Regierung über dieſe ſchwere Zeit hinweghelfen, ſeinen Lohn 
ausbedungen; ob derſelbe aber wohl ausbezahlt werden wird, wenn 
Belcredi, der nunmehr in Peſt den Rücken gedeckt hat, feinen ſlaviſchen 
„Außerordentlichen“ erſt mit Hilfe der Magyaren einberufen haben 
wird? Verehrer des Dualismus ſind doch am Ende weder die Slaven 
noch der Staatsminiſter. — Die k. k. Staatsſchulden-Control⸗Commiſſion 
hat endlich wenigſtens ſoviel durchgeſetzt, daß die Verwaltungsorgane 
bei perſönlicher Haftung keine auf Anfertigung oder Ausgabe 
von Staatsnoten bezügliche Anordnung des Finanzminiſters executiren 
dürfen, wenn dieſelbe nicht von der Commiſſion contraſignirt iſt. a 
Belgien. 

Brüſſel, 12. Jan. [Parlamentariſches.] Die Commiſſionen 
für das Innere und die Juſtiz im Senate haben ſich mit einem Geſetz⸗ 
vorſchlage über die Unterſchleife in Wahlangelegenheiten beſchäftigt, wel⸗ 
chen die Kammer der Abgeordneten bereits im Auguſt 1865 angenom⸗ 
men hatte, der aber bisher zurückgelegt worden, weil die Juſtizq⸗Com⸗ 
miſſion wegen des Strafgeſetzes in Anſpruch genommen war. Es iſt 
dabei ein beſonders wichtiges Prineip entſchieden worden, wenigſtens 
in fo fern, als die Commiſſton ſich dafür erklärt hat, nämlich die Ent⸗ 
ſchädigung der Wähler, welche vom Hauptort des Bezirkes, wo die 
Wahl ſtattfindet, entfernt wohnen. Die Commiſſion hat dem Geſetz⸗ 
vorſchlage einen Zuſatz gegeben, worin beſtimmt wird, daß die Wähler, 
welche ſich wegen der Wahl weiter als fünf Kilometer von ihrer Woh⸗ 
nung entfernen müſſen, eine Entſchädigung für Reiſekoſten, nach Maß⸗ 
gabe der den Zeugen vor Gericht bewilligten, beanſpruchen können und 
außerdem 3 Fr. Entſchädigung für die Koſten des Aufenthaltes beziehen 
ſollen. Ein weiterer Zuſatz, welchen die Senats⸗Commiſſitonen vorſchla⸗ 
gen, beſtimmt, daß Wähler, welche nicht bei dem Serutinium erſcheinen 
und ihr Ausbleiben nicht mit giltigen Gründen entſchuldigen können, zu 


einer Geldſtrafe von 10 Fr. verurtheilt werden ſollen. 


Amerika. 

Newyork, 29. Dezbr. [Zur Verfaſſungsfrage. — Zur 
„Alabama“ ⸗Frage. — Feniſches.] Die Radicalen haben, wie 
man berichtet, neuerdings in einer Fractions⸗Verſammlung beſchloſſen, 
die Durchführung des conſtitutionellen Amendements zu erzwingen, wenn 
es von einer Majorität von Dreiviertel der jetzt repräſentirten Staaten 
ratifieirt wird. — Präſident Johnſon hat feine Anſicht dahin aus⸗ 
geſprochen, der oberſte Gerichtshof werde die ſüdlichen Staaten bei Ver⸗ 
werfung des Amendements unterſtützen. — Es geht das Gerücht, zwiſchen 
der engliſchen und amerikaniſchen Regierung ſei ein Compromiß zu 
Stande gekommen, durch welchen die „Alabama“ Anſprüche und die 
Anſprüche britiſcher Unterthanen, die während des Krieges zu Schaden 
gekommen, in befriedigender Weiſe ausgeglichen werden ſollen. — Ge⸗ 
ſandter Campbell hat Befehl erhalten, in New⸗Orleans weitere Inſtruc⸗ 
tionen abzuwarten. — Die Fenier⸗Proceſſe in Sweetsburg find beendet. 
Zwel weitere Gefangene ſind zum Tode verurtheilt und ſechs frei⸗ 
geſprochen worden. 

[Mexicaniſches.] Nach Berichten aus Mexico iſt Maximilian in feiner 
Haupiſtadt mit einem enthuftaftiihen Empfange begrüßt worden. Officiell 
wurde mitgetheilt, General Bazaine habe Inſtructionen vom Kaiſer Napoleon 
erhalten, mit Kaiſer Maximilian zuſammen zu operiren, jo lange die franzöſi⸗ 
Ihen Truppen in Mexico bleiben. Die Nachricht, daß die kaiſerlichen Truppen 
San Luis Potoſi geräumt hätten, wiederholt ſich. Der „Courrier des 
Stats, Unis“ meldet, daß Hr. Eloin, der Cabinets⸗Secretair des Kaiſers 
Maximilian, wieder in Mexico angekommen und daß Marquis Galiffet, der 
bekannte Orbonnanzoifizier des Kaiſers, Commandant der Contraguerillas 
in der heißen Gegend geworden iſt. Oberſt Dupuis übernimmt den Befehl 
Über die Contraguerillas don Veracruz. — Man lieſt im „Newyork⸗Herald“ 
9 24. Dezember: „Die Beſchlagnahme der Douane von Veracruz am 

. . bat ein äußerſt großes Befremden erregt. Maximilian hatte 
zien Bon von 50,000 Dollars gefandt, der ausgezahlt werden ſollte, die 
ſranzöſiſchen Behörden aber haben die Auszahlung verweigert. Die Beſchlag⸗ 
nahme iſt kraft des Vertrages vom September 1866 vorgenommen worden; 
aber obgleich dieſer Vertrag für einen 1 7 — von Maximilian angenom⸗ 
Men und nach Frankreich geiant worden it, um dort beftätigt zu werden, fo 
Le doch niemals vom Kaiſer von Mexico definitiv unterzeichnet worden. 

e nn daß ſie die Douane nur während zehn Tagen beſetzt 
haften wollen. 


General⸗Verſammlung möͤglichſt 
Oerugthuurg zu en en fle 
— Die Kapell 

Leitung 


gl 
des Programms thätig waren. Wir haben uns gefreut, na 
nieder uma das Barter, des B 
paß es nicht allein dieſen dierſtimmigen Geſang, ſondern auch die folgenden 
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wacker durchführte. Nach dieſer Einleitung der Feier durch Concertmuſik und in den Bergwerken“ wies zunächſt auf die — hin 2 a 
ich a r die 


und Geſang hielt der zeitige Vorſitzende des 
Schröter, eine Anſprache an die Turner, Vergangenheit und Zukunft des 
Vereins beleuchtend; er erinnerte an die Thätigkeit vieler Mitglieder auf dem 
Schlachtfelde nicht allein mit der Waffe, ſondern auch als Krankenpfleger in 
den Lazarethen. Das Turnen befördere die harmoniſche Ausbildung des Kör⸗ 
pers und ſei für beide Geſchleck ter, um einen ſtarken, thatkräftigen Charalter 
zu entwickeln, durchaus nöthig. Die Vorurtheile, Bequemlichkeit und Scheu 
würden durch die Arbeit im Turnſaale erfolgreich bekämpft. Er brachte dem 
für dieſen Zweck rüſtig arbeiſenden Vereine ein dreifaches Hoch aus. Das zweite 
allgemeine Lied: „Ein Ruf iſt erklungen“, tönte mächtig durch den Saal; ihm 
folgte der Quartett⸗Geſang: „Der frohe Wandersmann“ von Mendelsſohn⸗ 
Bartholdy. Nach dem Schluſſe deſſelben hielt Herr Profeſſor Haaſe in ger 
bundener Sprache eine Anrede, aus der wir zwei Strophen hier mittheilen: 
Schwer drückend einſt auf Deutſchlands Landen 
Zwietracht zugleich und Ohnmacht lag, 
Und Fremdherrſchaft mit herben Banden 
Hochmüthig häufte Schmach auf Schmach. 
Doch nach der Königgrätzer Schlacht 
Deutſchland in Preußen auferſtand — 
Die muth'ge Liebe war neu erwacht 
Zum einigen freien Vaterland. 
Da war auch ſchnell dabei 
In Waffen die Turnerei 5 
„Friſch, Fröhlich, Fromm und Frei. 
1 70 nun ein Bild der Zuſtände vor 50 Jahren gegeben war, fährt 
er fort: 
4, Strophe: Und bald zerriß die harte Kette, 
Die ſich um Deutſchlands Völker ſchlang; 
O Bundesheer, nun rette, rette! 
Doch ſchnell das Bundesheer verſank. 
Bei Königgrätz ſank Oeſtreichs Macht 
Sein Hilferuf kein Ohr in Frankreich fand. 
Und Hoffnung, Lieb’ ift neu erwacht 
Dem ein gen freien Vaterland. 
Da iſt mit Luſt dabei 
Seid, Bede Seomm und Sei 
riſch, Fröhlich, Fromm und Frei 
Der Redner brachte zum Schluſſe ein dreifaches Hoch aus auf das einige 
deutſche Vaterland, welches aus vollem Herzen erwidert wurde. Das dritte 
allgemeine Lied wurde hierauf gelungen. Dr. Bach ſprach hierauf Worte 
der Erinnerung an die verſtorbenen Vereinsgenoſſen: Die 2 Brüder Hinder⸗ 
lich, Schneider, Schwegler, Herm. Holdorf, Phil. Redlich, Emil 
Köbner, Heinr. Bolt, Dr. Wilh. Kompe. Der Redner brachte jedem der 
geſtorbenen Freunde Worte der Liebe und Verehrung im Namen der Vereins⸗ 
Be per dar und ſchilderte das Leben und den Charakter der hervorragend⸗ 
ten unter ihnen. Zum Schluſſe bat er die Anweſenden, zum Zeichen der 
Achtung für die Verſtorbenen aufzuſtehen und die Strophe: „Iſt einer unſerer 
Brüder dann geſtorben“ anzuſtimmen. — Es folgte wiederum Quartettgefang: 
„Preußiſches Soldaten⸗Lied“ von Kücken mit Baritonſolo, welches unter 
ſtürmiſchem Applaus wiederholt wurde. Nach einer längeren Pauſe wurde 
die Kinder⸗Symphonie von Haydn, in Coſtüm aufgeführt, welche fo allgemein 
gefiel, daß eine Wiederholung nöthig wurde. Den Schluß des Feſtes 
ildete die Aufführung des Peter Squenz von Andreas Gryphi us 
(geb. 2. October 1616 in Glogau, geſtorben 16. Juli 1664 in Glogau). Der 
Theaterzettel war dazu beſonders gedruckt und unter die Mitglieder vertheilt 
worden. Er lautete: Absurda Comica, Schimpſſpiel von Piramus und 
Thisbe, hat hinten und vorn nichts, niemals vortragiret und noch nie ge: 
drucket, durch Peter Squenz, Schulmeiſter daſelbſt, ein ſchön Spiel, luſtig und 
traurig, kurz und lang, ſchrecklich und erfreulich.“ — Mitglied Thiemich lei⸗ 
tete das Stück mit einem Prologe ein. Der Inhalt des Stückes iſt ähnlich 
dem des Shakeſpeareſchen Sommernachtstraums. — Der Schluß war von 
ſtürmiſchen Bravo's begleitet. Unterdeß war es 2 Uhr geworden. So endete 
das 8. Stiftungsfeſt des Turnvereins, gemüthlich, wie es angefangen, endete 
mit dem Wunſche, noch recht oft es zu feiern unter lieben Freunden. 


Breslau, 15. Jan. [Schwurgericht] Vertreter der Staatsanwalt⸗ 
ſchaft: Ger.⸗Aſſ. Schwabbauer. Die erſte Verhandlung betraf eine Anklage 
wegen wiſſentlichen Meineides gegen den Freigärtner Carl Hentſchel aus 
Karauſchke. Derſelbe hatte im Laufe des vergangenen Jahres den Bäcker⸗ 
meiſter Leithof in Prausnitz wegen Wuchers denuncirt. In dem vor der 
Gerichtsdeputation in Trachenberg anſtehenden Termine zur mündlichen Ver⸗ 
handlung hatte der Angetlagte, ad generalia gefragt, angegeben, daß er noch 
nicht beſtraft worden ſei. Er war aber ſchon im Jahre 1861 einmal beſtraft 
worden und hatte ſich durch ſeine Angabe anſcheinend einen Meineid zu 
Schulden kommen laſſen. Dem Angeklagten ſtand nicht einmal die Vermuthung 
zur Seite, daß etwa die Frage nicht laut genug oder gar nicht vorgelegt wor⸗ 
den ſei, denn der terminirende Richter Kreisgerichtsrath Schultze, ſowie der 
Secretär Ballmann wußten ſich ganz genau darauf zu erinnern, daß die 
Frage wegen der Vorbeſtrafungen ſpeciell vorgelegt worden war. Der Ans 
fai machte den bear} daß er ſchwerhörig ſei und er deshalb wahr⸗ 


ereins, Herr Profeſſor 


cheinlich die Frage überhört habe. Aber auch dies ſchien nicht recht glaublich 
u fein, denn der Kreisgerichtsrath Schultze bekundete, daß er gerade mit 
ückſicht auf die von ihm ſelbſt wahrgenommene Schwerhörigkeit des Ange⸗ 
klagten ſe t laut die Frage geſtellt habe. Indeſſen wurde doch der ebenfo 
eigenthümliche als intereſſante Beweis über die Schwerhörigkeit und den Grad 
derſelben aufgenommen. Der Sanitätsrath Dr. Köhler hatte den Ange⸗ 
klagten theils ſelbſt beobachtet, theils durch die Gefangenenauffeher beobachten 
laſſen. Hiernach gewann er die Ueberzeugung, daß der 5 in hohem 
Grade ſchwerhörig ſei. Es war in dem Ohre eine verhärtete Geſchwulſt, 
welche dieſes Gebrechen veranlaßte, das übrigens nach den Witterungsverhält⸗ 
niſſen anſcheinend mehr oder weniger auffallend eintritt. Der Arzt erzähl „daß er 
dem Angeklagten mit lauter Stimme zugerufen habe, er werde bei der gegen⸗ 
wärtigen Anklage gut davonkommen, um zu ſehen, was dies für einen Ein⸗ 
druck machen würde. Der Angeklagte habe aber ſich ganz gleichgiltig verhalten 
=> 170 3 gar nicht gehört. Es erfolgte die Freiſprechung des 
ngeklagten. \ 

In der zweiten Verhandlung erſchienen: 1) der Arbeiter Wilhelm Franz 
Heinrich Adam, 2) der Arbeiter Carl Wilhelm Reinhold Schwenke, 3) ver 
Arbeiter Alexander Schleſinger, 15 der Kellner Anton Ignaz Auguſt 
Brixel, 5) die verwittwete Charlotte Sophie Adam, geb. Röder, fümmſlich 
aus Breslau, unter der Anklage des ſchweren Diebſtahls reſp. ſchwerer und 
einfacher Hehlerei; ad 1 und 2 durch den A.⸗G.⸗Referendarxius Friedmann, 
ad 3 durch den A.⸗G.⸗Referendarius Levy, ad 4 durch den J.⸗R. Guh⸗ 
rauer vertheidigt. — Alle Angeklagten ſtanden noch im jugendlichen Alter 
und ſahen zum Theil noch knabenhaft aus, fo daß man die große Kühnheit, 
mit der namentlich Adam und Schwenke zu Werke gegangen An, nicht hätte 
vermuthen mögen. Drr Diebitahl betraf eine Entwendung von einer ger 
Anzahl Gold⸗ und Silberſachen aus der Wohnung des Barticulier resler 
in der Neuen Schweidnitzerſtraße Nr. 11. Die Wohnung war ſtets gut ver⸗ 
ſchloſſen und die Werthſachen von Bresler in ſeinem gleichfalls verſchloſſenen 
Rollburegu aufgehoben. Während einer Abweſenheit von einigen Stunden 
am 30. September war das Rollbureau mittelſt Einbruchs faſt aller ſeiner 
Werthſachen beraubt worden. Die Küchenthür der Wohnung war mittelſt 
eines Stemmeiſens geöffnet, die Leiſte in dem Thürfutter gewaltſam heraus: 
15 und bei dem Rollbureau das Schloß herausgebrochen worden. Es 
ehlten aus demſelben: I) ein diamantenes Halsband im Werthe von 450 Thlr., 
2) ein Ring mit drei Reihen Brillanten im Werthe von 60 Thlr., 3) eine 
Brillantnadel im 80 700 von 90 Thlr., 4) ein Brillantring mit einem Stein 
im Werthe von 50 Thlr., und noch verſchiedene andere Werthſachen nebſt 

Thlr. an baarem Gelde. Der Schaden belief ſich im Ganzen auf circa 
730 Thlr. — Die Diebe waren Adam und Schwenke geweſen, welche einen 
Theil der Werthſachen verſchleuderten oder den anderen Angeklagten, mit Aus⸗ 
nahme der verw. Adam, als Hehlern gaben. Sämmtliche männliche Ange⸗ 
klagte wurden der ihnen ſchuldgegebenen Vergehen überführt und Adam zu 
6 Jahren Zuchthaus und Polizeiaufſicht, Schwenke zu 4 Jahren Zuchthaus 
und Polizeiaufſicht, Schleſinger zu 3 Monaten Gefängniß, Entziehung der 
Ebrenrechte und Stellung unter Polizeiaufſicht auf ein Jahr, Brixel zu 4 
Wochen Gefängniß verurtheilt. Die bisher cue unbeſcholtene Ange⸗ 
klagte Adam wurde, da der Beweis in der mündlichen Verhandlung zu ihren 
Gunſten ausfiel, freigeſprochen. 


Breslau, 16. Jan. [Polizeiliches.] Geſtohlen wurden: Ohlauerſtr. 
Nr. 70 ein grau und braun carrirter wollener Frauenrock ohne Taille, eine 
ſchwarze Düfjeljade und eine ſchwarzwollene Camlotſchürze; einem Herrn bei 
* eines e im Saale zum ruſſiſchen Kaiſer 1 ſchwar⸗ 
zer Düffeluberzieher mit ſchwarzem Sammetkragen und breiter Borte einge: 
faßt; in einer Taſche deſſelben befanden ſich 1 Paar braune Glaceehandſchuhe 
und eine Cigarrenſpitze; Antonienſtraße 7 u. 8 (judiſches Hofpital) aus dem 


[Hausflur 1 große Badewanne von Zink mit eiſernen Handgriffen. (Fr. Bl.) 


—8. Breslau, 14. Jan. [Wiſſenſchaftliche Vorträge.] Der von 
errn Berghauptmann und 5 We ee Dr. v. Carnall geſtern 
end im akademiſchen Muſikſaale gehaltene 


der Bergbau nicht allein für das ganze Land, ſondern namen 
bieſige Stadt habe, und gab ſodann in wenigen, aber klaren Zügen ein Bild von 
dem Aufſchwunge, welchen derſelbe in der neueſten Zeit im preußiſchen Staate 
genommen hat. Während man nämlich in dieſem noch vor nicht langer Zeit 
den Werth der bergmänniſchen Producte auf 3 Millionen zu veranſchlagen 
hatte, ſchätzt man denſelben gegenwärtig auf 48 Millionen und wenn man 
den Ertrag der Salz⸗ und Hüttenwerke mitrechnet, im Ganzen auf 150 Mil⸗ 
lionen. Die Zahl der durch den Bergbau überhaupt beſchäftigten Arbeiter 
aber läßt ſich auf 655,000 berechnen und beträgt, wenn man die Bauhand⸗ 
werker, welche in Folge des bergmänniſchen Betriebes Beſchäftigung finden, 
15 5 pCt. der Bevölkerung des preußiſchen Staates; in Schleſien aber 
läßt fie ſich auf 23 ½ pCt. der Bevölkerung ſchätzen. Der Grund für die 
Höhe der letzteren Zahl iſt in dem Aufſchwunge zu ſuchen, welchen beſonders 
der Betrieb der Kohlenbergwerke genommen hat und welcher ſich . ge⸗ 
ſteigert hat, daß, während man vor 30 Jahren gewöhnlich angab, daß Ober⸗ 
ſchleſien 1 Million Tonnen und Niederſchleſien 1 Million Tonnen Kohlen för⸗ 
dere, Breslau allein jetzt alljährlich fo viel verbraucht, die Steinkohlen⸗Förde⸗ 
rung in ganz Schleſien aber auf 100 Millionen Tonnen zu ſchätzen iſt. — 
Der ſehr unterhaltende Vortrag ging hierauf zu einer Schilderung der Schwie⸗ 
rigkeiten über, welche die eigentliche Bergwerksarbeit, die ſich als e 
fortgeſetzter Kampf mit den Elementen (im alten Sinne des Wortes) bezeich⸗ 
nen läßt, überwinden muß. Indem der Herr Vortragende hierbei auf ſeinen 
im vorigen Jahre an derſelben Stelle gehaltenen Vortrag 12 15 nahm, erin⸗ 
nerte er zunächſt daran, daß die bergmänniſche Thätigkeit nicht tief in die Erde 
gedrungen iſt, da die tiefſten Bergwerke bis unter 2400 Fuß (alſo ½ Meile) 
geblieben ſind, daß wir jedoch auch dieſer im Verhältniß zur Größe des Erd⸗ 
körpers nur gering anzuſchlagenden Thätigkeit ſchen ſehr ſchätzenswerthe Auf⸗ 
ſchlüſſe über das Innere der Erde verdanken. Unter den Schwierigkeiten, 
welche die bergmänniſche Thätigkeit zu überwinden hat, iſt vor Allem das 
Gewicht, ſodann die eigenthümliche Beſchaffenheit der Maſſen in Betracht zu 
11175 welche letztere ſich 1) als aus dem Urgewäſſer abgeſetzte oder ge⸗ 
chichtete und 2) als aus dem Innern der Erde hervorgedrungene unterf 
den laſſen. Revolutionen — Senkungen und Hebungen — haben die 
ralien, die ſich in den Schichten wie in den Maſſen finden, den Bergleuten 
zugänglich gemacht, deren Arbeit an den feſten Geſteinen eine leichtere iſt, 
als an den zu lockeren. Aus dem Umſtande, daß dieſelben faſt nie ge⸗ 
ſchloſſen, ſondern durchläſſig ſind, erwächſt für den Bergmann inſofern 
ein Feind, als ſich häufig darin Gasanſammlungen bilden. — Den Schwierig⸗ 
keiten, welche dem Bergmann das Waſſer bereitet, begegnet er durch Sto 
len, in denen er daſſelbe ableitet, ſonſt aber durch Pumpenzeuge. Man bes 
nutzt aber auch wohl das Waſſer, indem man es in ſalz altige Maſſen 
leitet, deren Salz ſich dann auflöſt, und indem man das auf dieſe ſe 
ſalzhaltig gewordene Waſſer herauspumpt. Hinſichtlich der Luft 
für den Bergmann vor Allem die Aufgabe, durch Ventilatoren oder durch 
Anwendung von Feuer die nöͤthige Reinheit derſelben herzuſtellen. Unter 
den ſchädlichen Gaſen, mit denen er zu kämpfen hat, ſind vor Allem 
das Kohlenwaſſerſtoffgas, ſodann das kohlenſaure Gas, welches bis: 
weilen aus den Geſteinen hervorbricht (Hundsgrotte), zu nennen. 
dem aber erzeugen ſich Verderbniſſe der Luft durch das Abſorbiren des 
Sauerſtoffs von Seiten der Arbeitenden ſelbſt, durch Verbrennungen, 
Oxydirungen, durch Selbſtentzündungen und durch faulende Subſtanzen. 
— Was ſchließlich das Feuer anlangt, ſo haben wir es in ihm nur 
mit einer Lichte und Wärmeerſcheinung zu thun, welche die Folge bon 
chemiſchen Proceſſen iſt. Die beiden Wärmequellen, die es überhaupt 
für uns giebt, jind: 1) das Sonnenlicht, und 2) die innere Erdwärme. 
Sehr ſinnig bezeichnete der Herr Vortragende bei der näheren Ausführung 
dieſes Theils der IE HRG die Steinkohlen als den aus der Urzeit aufbe⸗ 
wahrten Sonnenſchein, da bekanntlich die Bildung derſelben aus urwelt⸗ 
lichen Vegetabilien feſtſteht. Indem ſich der Vortrag hiernach der Beant⸗ 
wortung der Frage zuwandte: wie ſich die bergbaulichen Verhält⸗ 
niſſe, ſeitdem wir geſchichtliche Kenntniß pon ihnen beſitzen, 
F haben? wurde es vor Allem als wahrſcheinlich bezeichnet, die 
ewinnung von Gold, deſſen immer erwähnt wird und bei welchem ſich die 
Punkte, wo es im Alterthume gefunden wurde, noch heute — — laſſen, 
den Anfang gemacht hat. Dagegen beginnt freilich die eigentliche berg⸗ 
männiſche Thätigkeit erſt da, wo man die eigentlichen ſogenannten „Gänge“ 
bebaut, was vor Allem beim Silber der Fall iſt. Unter den übrigen 
metalliſchen Bauen gedachte der Herr Vortragende in näherer Weiſe nur noch 
des Zinks, deſſen techniſche Gewinnung eigentlich 8 am Ende des vorigen 
und am ke dieſes Jahrhunderts eingetreten iſt. Vom Steinkohlenbau 
aber iſt ebenfalls erſt ſpät die Rede, weil in früheren Zeiten 1) der Holz⸗ 
reſchthum zu groß war und weil es 2) auch noch an den nöthigen Transporte 
mitteln fehlte. Den Haupt⸗Aufſchwung konnte derſelbe daher erſt mit der Ein 
rung der Eiſenbahnen nehmen, durch die ſich das Kohlenbedürfniß ebenſowohl 
pefteinent hat, als es mit ihrer Hilfe bei dem leichteren Transporte auch viel 
eichter agli wird. In höchſt intereſſanter Weiſe beleuchtete der Herr Vor⸗ 
tragende ſchließlich noch die Lage der Arb eiter bei den verſchiedenen Berg⸗ 
werken, wobei er beſonders auf Oberſchleſien näher Bezug nahm. Indem 
er rar zunächſt nachwies, daß in den früheſten Zeiten von Rechtsver⸗ 
hältniſſen beim Bergbau nicht die Rede ſein konnte, hob er beſonders her⸗ 
vor, daß das Mittelalter, in welchem alles früher Gewonnene zerſplittert war, 
als eine erſtaunlich arme Zeit zu bezeichnen ſei, daß aber gerade dieſe 
Armuth den Fürſten Veranlaſſung gab, die Leute zum Bergbau zus 
ziehen durch Gewährung vor allerhand Freiheiten. So durfte man damals 
überall, nur Tiſch, Bett und Feuerſtätte ausgenommen, freichürfen. Unter 
den Freiheiten der Bergleute aber begegnen wir damals ſchon der Freizür 
gigkeit und der Gewährung eines beſonderen Gerichtsſtandes. Zum 
großen Segen aber gereichten namentlich die Knappſchaftsein richtungen, 
durch die ſich der Bergbau beſonders dom Vagabundenthum freigehalten hat, 
welches durch die unfreie Behandlung in den Städten, unter dem Drucke 
des Zunftzwanges, erzeugt ward. Jetzt iſt bei den Bergleuten von 
Vorrechten nicht mehr die Rede: indeß hat ſich ein gewiſſer Corps⸗ 
geiſt unter ihnen erhalten. Der bei ihnen leicht erklärliche Aber⸗ 
glaube iſt im Schwinden; auch von feſtſtehenden Gewohnheiten iſt in den 
neueren Bergbauen nur noch wenig die Rede. Sehr vortheilhaft wirkt unter 
den oberſchleſiſchen Bergleuten die Ableiſtung der allgemeinen Militärpfli 
Die Neigung zum Trunke hat ſich unter ihnen gemindert; Spielſucht ift über⸗ 
haupt nicht ihr J dagegen hält man den kleinen Diebſtahl wohl noch 
für verzeihlich. Die Steigerung, welche die ſonſt ſehr geringen Löhne 
ren haben, iſt ſehr bedeutend. Der durchſchnittliche Lohn beläuft fich in Prem 
auf 200 bis 250 Thlr. jährlich; in den dſtlichen Landestheilen ift er es 
geringer. Im ganzen Staate iſt der Berglohn auf 30 Millionen zu berech⸗ 
nen, wovon in die Knappſchaftskaſſen etwa 1 Million fließt. Sehr vortheil⸗ 
haft wirkt die durch Prämien begünſtigte Erwerbung des eigenen Beſitzes von 
Grund und Boden überhaupt ſind die Zustände bei uns nicht fo bedenklich wie 
in England, wo die Knappſchaftsverhältniſſe fehlen und die Strike's an der Tages, 
ordnung find, Was die Geſundheitsverhältniſſe unter unfern, aht 
leuten betrifft, fo geſchieht das Möglichſte zur Beſſerung derſelben. Die 
der Unglücksfälle nimmt freilich zu, weil 1) die Baue kiefer geworden ſind, 
weil 2) das zunehmende Bedürfniß der Arbeitskraft zu viel neue Leute erz 
fordert, weil 3) je mehr Menſchen im Bau e find, defto 7 ein 
Unglücksfall eintritt und weil 3) der vermehrte Gebrauch der Maſchinen 
dergleichen befördert. Dabei iſt auch einzuräumen, daß gerade der Kohlen⸗ 
bergbau, welcher am meiſten zunimmt, der e iſt. Aufgabe der Ge⸗ 
ſetzgebung iſt es, die Vorſicht beim Bergwerksbetrieb zu erhöhen und 
der Mehrung der Unglücksfälle, wie das in England mit Erfolg ſchon ge⸗ 
ſchehen iſt, entgegenzuarbeiten. 


Schleſ. Geſellſchaft für vaterländiſche Cultur. Medielniſche Section. 
des 12. Sitzung den 30. November 1866: 1 

1) Dr. W. A. 19 7 — trägt vor über Enucleation der Uterusfibroide, 
Nach einigen hiſtoriſchen und pathologiſch⸗anatomiſchen Vorbemerkungen werden 
drei Operationsgeſchichten mitgetheilt: 

Der erſte Fall betrifft eine 50 jährige Frau, welche, nachdem ſie mehrere 
Jahre an den bekannten Symptomen des ſubmuköſen Uterusfibroides 
litten hatte, ſeit einem Jahre bei bedeutend verringerten Ausſcheidungen 
incontinentia urinae, tenesmus, Schmerzen in der Tiefe des Beckens klagte. 
— Es fand ſich ein doppelt mannsfauſtgroßes Fibroiv, welches in die vagina 
a und mit dem ganzen Umfange der Leßteren verwachſen war. Die 

dhäſtonen wurden getrennnt und darauf die Baſts des tumors über die 
anze Vorderfläche des uterus ſich ausbreitend ewieſen. Da die Kranke 
ſchon nach dieſem Eingriffe bedeutend erleichtert fühlte, ſo wurde von der 
vorausſichtlich ſchwierigen und gefährlichen Radikaloperation adgeſtanden. — 

Zweiter Fall. An einer 41jährigen Frau mit einem über fauſtgroßen f 
in der vorderen Wand des uterus wurde am 1. November 1866 die Enuclea⸗ 
tion vollſtändig, mit Schwierigkeit, ohne jeden Unfall ausgeführt. Die Fran 
war äußerſt anaemifch, mager, mit Fußödemen und mäßiger Albuminurie 
behaftet; die Leber ragte 2 Zoll über den Rippenrand, war dabei glatt und 
dickwandig. — Einige Tage nach der Operation wurde die Kranke ohne jede 
örtliche Affection ſomnolent und ging im Beginn der 2. Woche comatös 


ortrag über die „Leute aufl Grunde. Die Section ergab einen vollkommen zurüdgebildeten uterus, in 


4 


——— 


weldem die Dyerationsbafiß Mur noch in geringem Umfange zu erkennen 
yınp 


Ä 


x 


war; nirgends eine Spur von Phlebitis, angoitis; dagegen ſtarke 


ng der Leber und atrophiſche Fettniere. — Die Kranke war an 


den Folgen 5 Bright'ſchen Nierenerkrankung geſtorben. 


Der dritte Fall zeigt einen ſchnellen und günſtigen Verlauf. — Eine 
38jährige Frau litt ſeit mehreren Jahren an einem fauſtgroßen harten Fibroid in 
der hinteren Wand des uterus, — Nach erfolgter Dilatation des orif, uteri 

elang es, den tumor mit den Fingern aus der Subſtanz des uterus zu 
F und mit Haken zu extrahiren. — Nach 8 Tagen war die Frau außer 
ett und iſt von der Anaemie ſchnell geneſen. 
13. Sitzung den 14. Dezember 1866: 

1) Medieinal⸗Rath Profeſſor Dr. Spiegelberg demonſtrirte ein ſchräg 
verengtes fynoftotifhes Becken, deſſen Trägerin, eine 31jährige Erſt⸗ 
geſchwängerte, im April d. J. in der gynäkologiſchen Klinik nach künſtlich ein⸗ 
geleiteter Frühgeburt entbunden und an Endometritis diphtherit, zu Grunde 

egängen war. Als kleines Kind (3 Jahr alt) hatte fie eine Comminutiv⸗ 
Hractur der rechten Tibia erlitten, ein langes Krankenlager durchmachen 
müſſen, war aber wieder vollſtändig zum Gebrauche der verkürzten rechten 


f He Unterextremität gelangt. Dieſe erſchien ſehr atrophiſch, das os femoris aber 


IV. Die Knigl. 
wegen 
Od 


ſammlung zum neuen Jahre, einen kurzen Rückblick über die pr 


5 5 
| Sie bis 


laſſen, 
I wechſelmäßiger Haftpflicht entbindenden Reverſes abzufehen. 
ö In . wird, geſchieht dies jedoch nur bei zu ſpät eingelieferten Wech⸗ 


von 
| von Rat ch abſchläglich beſchieden. Vorſitzender hat nun mit Herrn Director 


Verbindungen 
m nächſter 


von compactem Gefüge; das Becken zeigte alle die von Nägele für dieſe Form 
der Verengerung befohriebenen charakteriſtiſchen Eigenſchaften, außerdem aber 
die Spuren des einſeitig auf der rechten Seite verſtärkten Druckes in der 
Verſchiebung des rechten Hüftbeins nach oben, hinten und einwärts, in dem 
Schwund des rechten Kreuzbeinflügels, der elfenbeinernen Synoſtoſe der 

aljunctur, vor Allem aber in der Skolioſe und Torſion des Lenden⸗ 


Nelke der Wirbelſäule nach rechts und in der Abglattung der rechten Seite 


der Wirbelkörper von oben nach unten. Redner ſpricht ſich denn auch dafür 
aus, daß in dem vorliegenden Pen die Anomalie des Beckens nicht auf con⸗ 
genitale Störungen, ſondern auf einſeitig zu ſtarken Druck zurückzuführen fluß 
— Es wurden dann noch die Diagnoſe dieſer Beckenform und der Einfluß 
derſelben auf den Geburtsmechanismus beſprochen und in letzterer Beziehung 
betont, daß das reſultirende Geburtshinderniß im vorliegenden Falle nicht 
allein in der ſchrägen Verengerung, ſondern auch in der primären Größen: 
anlage des Beckens mit begründet ſei; für die Art des Eintrittes des Kopfes 
ins Becken iſt das Verhältniß der Distant. sacıo-cotyloid, auf der kranken 
und geſunden Seite maßgebend. Im vorliegenden Falle war dieſes Maß 
auf der kranken Seite ſehr Garner der anatomiſch längſte ſchräge Durchmeſſer 
für den Mechanismus der Geburt der kürzeſte; das ganze Becken war dabei 
don Hauſe aus zu klein. eh 55 
2) Derſelbe referirte weiter über die vierte von ihm in der Klinik ausge⸗ 
bite, Ovariotomie, welche durch die Nothwendigkeit, ſehr verbreitete und 
Adhäſionen der Cyſte mit dem Netze, dem Mesorectum, einer Schlinge 
des eum und der rechten Fosca iliaca zu trennen, beſonders ſchwierig war. 
— 44 ſaß links mit breitem Stiele der Gebärmutter an, und es 
d ſich auch das rechte Ovarium im Zuſtande beginnender cyſtöſer Ent⸗ 
arlung; der Stiel wurde mittelſt der Klammer in der Bauchwunde befeſtigt. 
Der Verlauf nach der Operation war 191 ein ſehr 4 5 am 4. Tage 
aber verfiel die Kranke raſch und ſtarb 84 Stunden nach der Operation. Die 
Obductien wies keine beſtimmte Todesurſache nach, weder Peritoritis noch 
Septicämie noch emboliſche Proceſſe; es bleibt ſonach nur übrig, den Tod 
durch den vagen Begriff der „Erſchöpfung“ zu erllären. 8 
3) Dr. Davidſon jun. theilte einen in der geburtshilflichen Klinik beob⸗ 
all von ieterus gravis einer ORDER mit, in welchem 


achteten Fa zoterr g 
ein mechaniſches Hinderniß für den Abfluß der Galle durch einen Schleim⸗ 


f anatomiſch nachgewieſen und die Leber im Zuſtande der acuten gelben 
phie gefunden wurde. 7 8 b 
Redner gab alsdann einen kritiſchen Ueberblick über die bezüglich der 
B enefe dieſer Krankheitsform aufgeſtellten Anſichten und ae ſich da⸗ 


bin aus, daß nicht nur die auf die Reſultate der neueren Phyſſologie baſirte 
Theorie von Leyden vollkommen ausreiche, den Proceß im vorliegenden Falle Th 
zu erklären, ſondern daß dieſer auch auf die auffällige Thatſache, daß der 


ale Zuſtand ein fo günſtiger Boden für Entſtehung des ieterus gravis 
t zu werfen im Stande ſei. Es ſind in der Complication eines von 


N N aus einfachen katarrhaliſchen leterus mit dem ſchwangern Zuſtande 
e Momente gegeben, welche die toxiſche Wirkung der reſorbirten Gallenbe⸗ 
eile — als jonft zur Geltung gelangen laſſen. 


bi 


an, 


‚an dieſen Vortrag ſich knüpfende Debatte nahm ſolche Dimenſionen 
daß ſie bei zu weit vorgerückter Zeit nicht zu Ende geführt werden konnte 


und ihre Fortſetzung daher auf die nächſte Sitzung vertagt wurde. 


Förſter. Heidenhain. 


an. [Kaufmänniſcher Verein.] 1. Vorſitzender 
r. Cohn hält, nach einer Bewillkommnun * 7 5 

en Cr» 
folge der Thätigkeit des Vereins im verfloſſenen Jahre, von denen wir nur 
olgendes hervorheben: a. Die Coupons der Niederſchleſiſch⸗Märkiſchen Eiſen⸗ 
hn werden von jetzt ab wieder ununterbrochen bei der hieſigen Stu 
18 rail eingelöſt. d. Die Oberſchleſiſche Bahn⸗Direction hat rn 
270 en für die Güterkaſſe eingerichtet und ſonſtige umfaſſende Verbeſſe⸗ 

u 

e. Die Ka 


Breslau, 11. 
err Commiſſionsrath 


£ eine höchſt bequeme Expedition in der Öfterbejdrverung getroffen. 
rüheren Inn e Nachnahmeſcheine, welche häufig zu Verwechſe⸗ 
gen führten, find bei der Oberſchleſiſchen Eiſenbahn im e Helen nach 
unſch des Vereins, vollſtändig verbeſſert worden. Bei Einlieferung der 
aaren wird ſofort ein Bon mit Namen des Adreſſaten u. dgl. ertheilt. 
d. In Dzieſchowitz iſt eine Bahnſtation eingerichtet worden. e. Verſchie⸗ 
denartigen Qualitätsſtreitigkeiten und Differenzen im Handel mit Flüſſigkeiten, 
imentlih mit Del, it durch die Aichung amtlich edirter Ardometer vor⸗ 
ſebeugt worden. f. Der vielfach auftretenden unrechtmäßigen Führung der 
a: „Gerichtlicher Ausverkauf“ iſt im 5 der Gläubigerſchaften 
durch das hieſige königl. Stadt⸗Gericht Einhalt geſchehen. g. Die Gewerbe⸗ 
ſteuer A. II., welche bisher in dem Gewerbebureau eingeliefert werden mußte, 
wird durch den Magiſtratsboten mit dem Servis en ua In 
eiſe wird auch die Einkommenſteuer ſeit Be inn dieſes Jahres ab⸗ 
geholt. Nur noch die Gewerbeſteuer A, J. iſt jetzt von dieſer Bequemlichkeit 
ſchloſſen und wird an dieſer Stelle die königl. Regierung gebeten: far 
die be das gleiche Verfahren zu veranlaſſen. b. Die Sachverſtändigen⸗Com⸗ 
15 im Getreidegeſchäft iſt don der Handelskammer, ſowie die Taxatoren 
Colonialwaarengeſchäft ſind beim königl. Stadtgericht verſtärkt worden. 
1. Die Poſtanweiſungen haben in ihrer neuen Emiſſion den gewünſchten Cou⸗ 
on, der in Händen des ee bleibt, erhalten. Leider iſt die Einrich⸗ 
durch die Erhöhung der Gebühren dem Publikum ſehr erſchwert worden, 
och ſoll, nach Antwort des Herrn Handelsminiſters auf die betreffende Peti⸗ 
tion des Vereins, eine Rückführung auf die früheren Sätze, ſowie eine Er⸗ 
des Werthportos im Allgemeinen, in n möglichſt in 
tigung genommen werden. k. Der Berliner Schnellzug nimmt 
! zu 5 Pfd. wieder mit. J. Die Oberſchleſiſche Eiſenbahn hat die 
Furichtung von Tagesbillets für alle Stationen beſchloſſen und ſoll die Aus⸗ 
kung in nächſter Zeit in's Leben treten, 5 
II. Hierauf folgen geſchäftliche Mittheilungen: a. Der Vorſtand hat im 
des Vereins an ſein Inmajäbeige Mitglied Herrn Geh. Commercien⸗ 
ath Molinari ein Gindwunſchſchret en zu der ihm gewordenen Auszeich⸗ 
abgerichtet, welches verleſen wird. b. Die königl. Bank macht die Mit: 
h fie jetzt auch Wechſel auf Dresden, Zittau und Chemnitz 
caſſo gegen % pCt. Proviſion als Disconto annimmt, müſſen aber 
Hl 15 Tage zu laufen haben. f 8 5555 
„Ein Antrag eines Mitgliedes wünſcht: die Bank⸗Direction zu veran⸗ 
ei Uebernahme von Incaſſi von der Unterſchreibun 8 5 
ie mehr⸗ 


1 De eine rechtzeitige Proteſtaufnahme möglicher Weiſe nicht mehr 

nnte. | 

Direction der Wilhelmsbahn hat die Eingabe des Vereins 
Wiedereinführung des früher um 6 Uhr 35 Minuten Morgens von 

erberg nach Ratibor abgelaſſenen Zuges und des entſprechenden Abendzuges 

e Oderberg im Intereſſe einer prompten Poſtverbindung mit 


eck perſönlich Rückſprache genommen und ſtellte derſelbe ein Arrangement 
Ausſicht, welches die frühere ſchnelle Poſtverbindung wieder herſtellen ſoll, 
daß alſo der Verein nicht mehr nöſhig hätte, dieſerhalb weitere Schritte 
Herrn Handelsminiſter zu thun. In Wien wird 11 durch die Tüchtig⸗ 
der beiden Miniſter, für Handel und für auswärtige Angelegenheiten, auf 
lichſt lebhaften Handelsverkehr mit Preußen, namentlich durch 
der Grenzzölle, ſehr viel Gewicht gelegt und den nie 
mit 1. En beſonders durch neue Concurrenz⸗Bähnlinien 
bhilfe geſchehen. 


mm N Abhilfe ; 2 
e s Veedel von den ſogenannten Werthwechſeln, bekanntlich jene 


Auen ſolchen Papieres wecheelnäß 


en worden. Derſelbe wollte nämlich: daß ſoſche Wechſel entweder als 
eine Wechſel, oder Wechſel, worauf die Clauſel als nicht daſtehend, er⸗ 
klärt würden, die dann auch im letzteren Falle von der Bank discontirt wer⸗ 
Die königl. Bank nimmt ſolche bisher weder e net 

ncaſſo mit Proviſton I 8 dennoch glaubte der Inhaber 


Fe ma deren Beirag die Clauſel „oder Werth“ enthält, im Verein ges 


m J 


noch 


r rechtzeitige Präſentation, Proteſtation, 


— 


Eis 
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f F 
Regreßnahme u. |. w. verpflichtet. Neuerdings iſt einiges Licht in die Sache 

ekemmen: der Acceptant eines Werthwechſels hat aus Artikel 4 der Wechſel⸗ 

rdnung einen Einwand genommen und behauptet, daß es dem Wechſel an 
einer beſtimmten Angabe der Geldſumme fehle. Das Appellationsgericht zu 
Arnsberg hat dieſen Einwand auch für durchgreifend erachtet, übereinſtimmend 
mit einem vom Ober⸗Tribunal angenommenen Grundſatze: „Iſt in dem erſten 
Theile des ſich als Wechſel ankündigenden Schriſtſtückes eine beſtimmte Geld⸗ 
ſumme angegeben, während der zweite Theil deſſelben dieſe Beſtimmtheit frag⸗ 
lich macht, fo iſt ein giltiger Wechſel nicht vorhanden“. — Es folg 
daraus, daß wenn das Ober⸗Tribunal ſchließlich in beregter Sache nicht an⸗ 
ders entſcheidet, was wohl beſtimmt anzunehmen iſt, daß Accepte auf Beträge 
„oder Werth“ keine Wechſel, fordern hoͤchſtens eine Schuldanerkennung 
repräſentiren, zu deren rechtzeitiger Präſentation u. ſ. w. man weder ver⸗ 
pflichtet noch zur Regreßnahme oder Wechſelklage berechtigt iſt. Daß dem⸗ 
nach dieſe Papiere wohl bald völlig aus dem Verkehr ſchwinden 
müſſen, läßt ſich vorausſehen. Herr Director Dr. Steinhauß bemerkt 
hierzu: daß dieſe Clauſel urſprünglich aus Neapel herübergekommen ſei und 
daß bei Emanirung der deutſchen Wechſelordnung Geh. Rath Wächter in 
Leipzig, jonie der Dresdener Obergerichts⸗Präſidenk ſolchen „Werthwechſeln“ 
die Wechſelkraft abgeſprochen haben. 

VI. Auf der Tagesordnung ſteht ein Antrag des Vorſitzenden: der Verein 
möge darauf hinwirken, daß die Kaſſen⸗Scheine, Banknoten und Couvons der 
neu erworbenen Landestheile, namentlich die Kaſſeler und Hannoverſchen, von 
den Regierungs⸗ reſp. Bank⸗Kaſſen an Zahlung wie dergleichen inländiſche 
Werthe genommen werden. Es ſtrömt nämlich jetzt durch die regen amt⸗ 
lichen Verbindungen mit dieſen neuen, zu Preußen angeſchloſſenen Provinzen 
deren Papiergeld ſehr ſtark in den Verkehr und der Verluſt von Y—% Et. 
der auf dieſen, wie auf den anderen deutſchen ſogenannten wilden Kaſſen⸗ 
ſcheinen haftet, iſt ebenſo empfindlich als ungerecht. Dazu kommt auch noch 
die Strafbeſtimmung wegen Ausgabe fremdländiſchen Papiergeldes als 
Contraverſe gegen die gehandhabte Praxis. Herr Lange wünſcht im An⸗ 
ſchluß an dieſen Antrag, daß auch die dortigen Silbermünzen, und nament⸗ 
lich die im Verkehr ſtark courſirenden hannoverſchen J Thlt. (Röſſel) von den 
altpreußiſchen Staatskaſſen angenommen würden, um allenfalls in preußiſches 
Geld umgeprägt zu werden. Da eine derartige Petition beim Handelsmini⸗ 
ſterium wohl Ausſicht auf Erfolg haben dürfte, erſucht die Verſammlung den 
Vorſtand, ſolche zu veranlaſſen. Ob der Wunſch einiger Mitglieder, daß auch 
die Papiergelder der anderen zum norddeutſchen Bünde gehörigen Staaten 
von den preußiſchen Kaſſen angenommen werden, auf eine Erfüllung Ausſicht 
hat, muß abgewartet werden, indeß ſcheint auch hierfür eine Anregung beim 
Parlament ganz zeitgemäß. 

VII. Die fürſtlich Schwarzburg⸗Sondershauſenſchen Kaſſen⸗An⸗ 
weiſungen zu 1 Thaler, auf Grund Geſetzes vom 25. October 1859 emittirt, 
ſollen eingezogen werden und erliſcht die präcluſiviſche Friſt 299 Eintauſch 
am 30. November dieſes Jahres. Zur größeren Erkenntlichkeit wurde ein 
Exemplar der Verſammlung vorgezeigt. 

VIII. Die Petition an das Abgeordnetenhaus wegen Freigebung des Ge⸗ 
werbebetriebes der Verſicherungsagenten im Umherziehen iſt abgegangen und 
wird verleſen. Herr Abgeordneter v. Kirchmann theilt mit, daß er dieſelbe 
einbringen und in der Commiſſion zu ihren Gunſten plaidiren wird. 

5 e findet am 1. und das Stiftungsfeſt am 22. Fe⸗ 
ruar ſtatt. 


K. Neumarkt, 13. Januar. [Vorſchuß⸗Verein.] Nach dem in der 
heutigen General⸗Verſammlung gelegten Rechnungsbericht pro 1866 zählt der 
Verein am Schluſſe des abgelaufenen Jahres 413, gegen das Vorjahr 64 
Mitglieder mehr. Der Verwaltungs⸗Ausſchuß hatte in dieſem Zeitraum 50 


Sitzungen abgehalten und in denſelben 357 Vorſchußgeſuche und 698 Prolon⸗ 


gationsanträge erledigt, welche im Geſammtbetrage ein Capital von 130,209 
lr. 25% Sgr. repräſentirten. Die Einlagen der Mitglieder betragen 
14,490 Thlr., die aufgenommenen Darlehen gegenwärtig 20,313 Thlr. Die 
Einlagen der W betragen 3,047 Thlr., an gegebenen Vorſchüſſe 
ſtehen noch aus 35,204 Thlr., dieſe wurden in Höhe von 5 bis 1 Thlr. 
gewährt. Der ge beträgt 2,014 Thlr. Nach Abzug der Verwal⸗ 
tungsunkoſten und gezahlten Zinſen iſt ein Reingewinn von 1484 Thlr. er⸗ 


zielt worden; von dieſem erhält der Anwalt des deutſchen Genoſſenſchafts⸗ * 


weſens, Schulze⸗Delitzſch, 2 pCt. (29 Thlr. 20 Sgr. 7 Pf.), 0 pCt. der 
Verwaltungsausſchuß (hat behufs Abrundung der Dividende nur 37% pCt. 
541 Thlr. beanſprucht), 10 Thlr. 24½ Sgr. kommen zum Reſerveſond und 
902 Thlr. zur Dividenden⸗Vertheilung, pro Thlr. 2% Sgr. oder 8% pCt., 
an der Dividende betheiligen ſich 10,824 volle Thaler. Der Reſervefond be⸗ 
trägt 677 Thlr. Im Verfolg der Tagesordnung wurde beſchloſſen, in Be⸗ 
tracht der bereits erlangten Höhe des Reſervefonds das Eintrittsgeld für neue 
Mitglieder von 1% Thlr. auf 1% Thlr. zu erhöhen. Von der beantragten 
Prüfung der Rechnungen wurde als Vertrauensvotum für den Verwaltungs⸗ 
Ausſchuß Abſtand genommen und dieſem Decharge ertheilt. 14 Mitglieder 
ſchloß die Verſammlung wegen läßiger Zahlung vom Verein aus. Bei Wahl 
des Vorſtandes wurden von dem ausſcheidenden Drittel 3 Mitglieder wieder⸗ 
und ein neues Mitglied gewählt. Vorſitzender des Vereins iſt der Kreis⸗ 
gerichts⸗Depoſital⸗Rendant Frieſe, Kaſſtrer der Maurermeiſter Hampel. 


u Zobten am Berge, 14. Januar. In der heute abgehaltenen 11. Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung des jefigen orſchuß⸗Vereins wurde der 3, Jahres⸗ 
bericht für das Vereinsjahr 1866 abgeſtattet. 
ſeit feiner Begründung 305 Mitglieder beigetreten, wovon 39 ausgeſchieden 
find; das Guthaben der verbleibenden 266 Mitglieder beträgt 8392 Thlr., 
der Neferbefond 331 Thlr., die Spareinlagen 9,726 Thlr. Es wurden im 
abgelaufenen Vereinsjahre 625 Vorſchüſſe mit 65,377 Thlr. gewährt, davon 
8200 Thlr. an auswärtige Vereine. — Am Schluſſe des Jahres blieben 
außenſtehen 16,476 Thlr., davon im Vereine 2700 Thlr. Die Dividende pro 
1866 iſt auf 8% pCt. feſtgeſetzt; der Zinsfuß für Vorſchüſſe beträgt 6% pCt. 
— Verluſte hat der Verein nicht erlitten. Obgleich mehrere Mitglieder des 
Vorſtandes, unter dieſen auch der Vorſitzende, zur Fahne. einberufen wurden 
und daher Monate lang abweſend waren, iſt dennoch keinerlei Stodung im 
Vereins⸗Geſchäft eingetreten und wurde die Kriſis vorzugsweise dadurch 
glücklich äberſtanden, daß paß auf einen hohen Kaſſenbeſtand Bedacht 
genommen worden war und daß das eigene Vermögen des Vereins faſt 
die Hälfte des re Belriebs⸗Capitals beträgt. Der „Eiſenbeſchaffungs⸗ 
Verein“ hat ebenfalls 1866 glucklich hinter ſich und erfreute ſich in den letzten 
Monaten eines lebhaften Auſſchwunges; er wird demnächſt fein erſtes Ge⸗ 
ſchäftsjahr, hoffentlich ein günſtiges, abſchließen. 


Meteorologiſche Beobachtungen. 


Der Barometerftand bei 0 | Ba- Luft- Rind» 
in Pariſer Linien, die Tempera» Tempe- richtung und Wetter. 
tur der Luft nach Reaumur. rometer. ratur. Stärke. 
Breslau, 15, Jan. 10 et 326,74 1 0,5 N. O. Trübe. 
16. San. 6 U. Mrg.] 325,49 [2,7] Sd. 2. Wollig. 


Breslau, 16. Jan. [Waſferſtand.] B. P. 13 F. 3 f. U. P. — 3.88. 
Eisſtand. 


[Berliner Viehmarkt.] Am 14. Januar d. J. wurden an Schlacht⸗ 
vieh auf hieſigen Viehmarkt zum Verkauf aufgetrieben: 

An Rindvieh 1985 Stück. Export⸗Geſchäfte nach dem Auslande wurden 
nicht bedeutend ſtark ausgeführt, in Folge deſſen bei bedeutenden Zutriften 
der Handel gedrückt war, Prima⸗Qualität konnte nur 16—17 Thlr., mittlere 
13—14 Thlr., ordinäre 9—11 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht erzielen, die 
Beſtände konnten nicht aufgeräumt werden. ; 

An Schweinen 3785 Stück. Die Zutriften waren m Verhältniß zum 
Conſum zu ſtark, um mehr als nur mittelmäßige Preiſe erzielen zu können, 
beſte feine Kernwaare wurden mit 16—17 Thlr. pro 100 Pfd. Fleiſchgewicht 
bezahlt und blieben mehrere Poſten Schweine am Markte unverkauft. 

An Schafvieh 3451 Stück, welche zu höheren Preiſen bei lebhaftem Ver⸗ 
kehr ul A wurden. i 1 

An Kälbern 566 Stück, wofür anhaltend höhere Preiſe bezahlt wurden. 


Trautenau, 14. Januar. [Flachsgarnmarkt.] Eine Wiener Firma 
machte am heutigen Markte bedeutende Einkäufe. Preiſe feſt. 18er Tow 61 fl. 
40er Linnen 18 netto Caſſa. 1 


Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 1 
aris, 15. Januar, Nachm. 3 Uhr. Die Börje * ziemlich vr Die 
Zproc. Rente eröffnete zu 69, 60 und ſchloß zur Notiz. Conſols von Mittags 
1 Uhr waren 91 % gemeldet. Schluß⸗Courſe. 3proc. Rente 69, 65. Ita⸗ 
lieniſche proc, Rente 54, 47%. proc. Spanier —. Iptoc. Spanier —. 
Oeſterreich. Staats Eiſenbahn⸗Actien 390, 00. Credit⸗Mobilier⸗Actien 510, 00, 
Lomb. Eiſenbahn⸗Actien 388, 75. Oeſterr. Anl. de 1865 pr. ept. 308, 75. 
6proc. Ver. St. pr. 1882 82 


London, 15. Jan., Nan 4 Uhr. Schönes Wee Schluß ⸗Courſe. 


8 4 1075 . . Ah nn 6 > * 2 aa 
den . 0 en .Neue Ruſſen 
Süber 90. Turliche Anleihe 1865 29% ex. dv, 6% Ver. St⸗An 


pr. 1882 72%. 


\ 


t]76%, 


Demnach find dem Bereine| - 


Ipinen fhwahes Geſchäft. — Shkf. Bohnen Konad zugeführt. — 
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Frankfurt a. M., 15. Januar. Nachmittags 2 Uhr 30 uten. 
Sehr lebhaft. Oeſterreich. Effecten befeſtigten fih. Amerikc ner ziemlich feſt, 
Medioabrechnung leicht. Schluß⸗Courſe. Preußiſche Kaſſenſcheine 105%. 
Berliner Wechſel 105 . Hamb. Wechſel 88%. Londoner Wechſel 118%, 
Pariſer Wechſel 9%. Wiener Wechſel 88%. Finnländiſche Anleihe 82% 
Neue 44% Finnländ. Pfandbriefe — 6% 

Oeſterreich. Bankantheile 


Meininger Credit⸗Actien 94. 
€ ( „ Oeſterr. Eliſabetbahn —. Böbs 
miſche Weſtbahn —. Rhein⸗Nahebahn —, Ludwigshafen ⸗ Bexbach 154%. 
Heſſiſche Ludwigsbahn —. 5% öſterr. Anleihe von 1859 57%, 1854er Looſe 
5. 860% Looſe 63%, 1884er Looſe 66%, Badiſche Looſe 52. Kurheſſ. 
Looſe 53. Baieriſche Prämien⸗Anleihe 101%, Oeſterreich. National⸗Anlehen 
50%. 5% Metalligues 43. 4½ & Metalliques 37. 

Wien, 15. Januar. (Abendbörſe.] Flau, beſonders Staatsbahn, auf Ge⸗ 
rüchte, daß man die Ausgabe von neuen Prioritäts⸗Actien beabſichti 
Creditactien 158, 30. Nordbahn 158, 70. 1860er Looſe 84, 30. 1 a 
Looſe 75, 00. Oeſterr.⸗Franz. Staatsbahn 206, 70. Czernowitzer 184, 00. 

Hamburg, 15. Januar. Nachm. Uhr 30 Min. —. ſtille. Bar 
luten feſt. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 51. Oeſterr. Credit⸗Actien 
59. Oeſterr. 1860er Looſe 637. Mexicaner —. Vereinsbank 1094, 
Norddeutſche Bank 187. Rheiniſche 113%, Nordbahn 79%. Altona⸗ 
Kieler alte — —, dito neue —. Finnländ. Anleihe 81%, 1864er Ruſſ. 
Prämien⸗Anleihe 85%. 1866er Ruſſ. Prämien⸗Anleihe 82%. proc. Verein. 
St.⸗Anleihe pr. 1882 69%. Disconto 2% pCt. 

Hamburg, 15. Januar. [Getreidemarkt.] Feſt, des Froſtes wegen 
aber ruhig. Weizen pr. Januar⸗Februar 5400 Pfd. netto 154 Bancothaler 
Br., 153% Gld. Roggen, pr. Januar⸗Februar 5000 Pfd. Brutto 92 Br., 
90 Gld., pr. Frühjahr 91 Br. u. Gld. Oel loco 25% — 25, pr. Mai 26%, 
pr. Oet. 27. Kaffee und Zink feſt, aber ohne Umſasg. 

1 15. Januar, Petroleum, raff. Type, weiß, ſtill, 49% Fres. 
pr. 0. 3 

Liverpool, 15. Januar, Mittags. Baumwolle: 5000 Ballen Umj 
Wenig gefragt, Preiſe wenig verändert. — Middling amerikaniſche 14%, 
middling Orleans 15 J, fair Dhollerah 12%, good middling fair Dhollerah 
11%, middling Dhollerah 11%, Bengal 8%, good fair Bengal 97. 

Paris, 15. Januar, Nachmittag 3% Uhr. Rüböl pr. Januar 102,00, pr, 
Februar 103. 00. Mai⸗Auguſt 103, 50. Mehl pr. Januar 81, 50, pr. März⸗ 


Bank⸗Actien —. 


* 
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April 83, 50. Spiritus vr. Januar 65, 00 


Berliner Börse vom 15. Januar 1867. 


Eisenbahn Stamm-Aotien. 
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Rhein v. St. gar.. 4% Ir B. 
Rhe n-Nahe-B. gar. Ia% 94% br. 
Berlin, 15. Januar. Roggen !oco 78—84pfd. 57 / 59 Thlr. ab 
Bahn bez. — Rüböl loco und flüffiges 12% Thlr. 10 — Spiri⸗ 
tus loco obne Faß 17 Thlr. bez., pro Jan. und Jan.⸗Febr. 17% 
Thlr. bez., Br. und Gld., Febr⸗März 17% Thlr. bez., Br. und Gld., 
Mat 17 — 4 Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Mai⸗Juni 17 — 
Thlr. bez., Br. und Gld., Juni⸗Juli 18 —7% Thlr. bez. 

Breslau, 16. Januar. Wind: Süd. Wetter: ſchön. Thermometer 
Früh 2 Grad Wärme. Bei vorherrſchend feſter Stimmung und theilweiſe 
höheren Forderungen zeigten ſich die geſtrigen Getreidepreiſe am heutigen 
Markte gut behauptet, das Angebot war ziemlich gut. Bei 

Weizen bei feſterer Stimmung, pr. 84 Pfd. ſchleſ. weißer 8698 Sgr., 
86— 96 Sgr., feinſte Sorte 2 bis 3 Sgr. über Notiz bezahlt, gali det 
polniſcher weißer 88 98 Sgr., gelber 86--96 Satz feine Sorte über Notiz 
bez. — Roger gut behauptet, pr. 84 Pfd. 68—70 Sgr. feine Sorte 71 Sgr. 
bezahlt. — Gerſte in feiner Waare gefragt, pr. 74 Pfd. weiße 57—59 Sgt., 
elbe 49—55 Sgr., feinſte Sorten über Nott: bezahlt. — Hafer ruhig, p.. 
50 Pfd. 30—33 Sgr., feinſte Sorten über Notiz bezahlt. — Erbſen 11 


Frage. — Wicken ftilles Geſchäft. — Delfaaten gut behauptet. i 
at: 
lein vermehrt angeboten. — Rapskuchen ruhiger, 50—52 Sgr. pr. 


Weißer Weizen 86—93—98 Bohnen 72—83—95 
Gelber Weizen 86—92—96 Sgr. pr. Sack 150 Pfd. Brutto. 
W. e 68-69 -T1 Schlag⸗Leinſaat . . 170 180-190 
Set ae a ae 49—55—59 Winter⸗Raps. 184— 198-206 
Fh A 5 30—32—33 Winter-Rübfen .- + -- 175—185—196 
N 53—60—70 Sommer-Rübfen.... 155-—168--175 
EI ET ER —55—60 Leindotter . . 1 —166 
Kleeſgat bei feſter Haltung — rothe orbinäre 13—14½ Thlr., mittle 
15—16% Thlr., feine 17—18 Thlr., bochfeine 18% Thlr. und darüber, — 
weiße orbinäte 14—18 Thlr., mittle 20—24% Thlr. feine 26 —28 Thlr., 
hochſeine 29 Thlr. und darüber pr. Etr. 
Thymothee mehr beachtet, 1012 Thlr. pr. Etr. FA 
Kartoffeln pr. Sad a 150 Bid. Netto 2840 Sgr. Metze 14 —2 Sgt. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Deu don Gif Bab und Comp. M. Fecht ie Gen, 


Bremen, 15. Jan., Nachm. Die Bremer Bank hat den Discont bon 4 N 
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